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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaies 


1 . Abgeordnete 

Renate 

Blank 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Staaten hat die Bundesregierung 
völkerrechtlich verbindliche Abkommen und 
Durchführungsvereinbarungen über Soziale 
Sicherheit getroffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 26. Juli 2006 

Derzeit gibt es außerhalb des Anwendungsbereichs der Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/71 (EU-Staaten, Norwegen, Island, Eiechtenstein 
und die Schweiz) bilaterale Abkommen über Soziale Sicherheit mit 
den nachfolgend aufgeführten Staaten. 


Abkommensstaaten 

Sachlicher Geltungsbereich 


Renten- 

ver- 

sicherung 

Unfallver- 

sicherung 

Kranken- 

ver- 

sicherung 

Kinder- 

geld 

Australien 

X 




Bosnien und Herzegowina 

X 

X 

X 

X 

Bulgarien 

X 

X 



Chile 

X 




China 

(Entsendeabkommen) 





Israel* 

X 

X 

X 


Japan 

X 




Kanada 

X 




Korea, Rep. 

X 




Kroatien 

X 

X 

X 


Marokko** 

X 

X 

X 

X 

Mazedonien 

X 

X 

X 


Rumänien 

X 

X 



Serbien und Montenegro 

X 

X 

X 

X 

Türkei 

X 

X 

X 

X 

Tunesien 

X 

X 

X 

X 

USA 

X 





* Im Hinblick auf Israel beschränkt sich der Krankenversicherungsschutz auf die Mut- 
terschaftshilfe. 

'* Zu Marokko ist der Bereich Sachleistungsaushilfe in der Krankenversicherung noch 
nicht in Kraft getreten. 
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2. Abgeordnete 

Renate 

Blank 

(CDU/CSU) 


Wie setzt sich der daraus resultierende Kreis 
der Anspruchsberechtigten mit Leistungskata- 
log zusammen, und welche Kosten für die 
deutschen Systeme der Sozialen Sicherung ent- 
stehen bis heute daraus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 26. Juli 2006 

Voraussetzung dafür, dass eine Person in den Anwendungsbereich 
eines Sozialversicherungsabkommens fällt, ist stets, dass die Person 
selbst - oder aber die Person, von der sie ein Recht ableitet - einen 
grenzüberschreitenden Tatbestand erfüllt. Dies bedeutet beispielswei- 
se für den Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung, dass die Per- 
sonen von den Bestimmungen eines Sozialversicherungsabkommens 
erfasst werden, die entweder in beiden Abkommensstaaten beschäftigt 
gewesen sind oder nur in einem Abkommensstaat beschäftigt waren 
und nach Rentenbeginn ihren Wohnsitz in den jeweils anderen Ab- 
kommensstaat verlegen. Dies gilt entsprechend für die Personen, die 
ihre Rechte von einem solchen Beschäftigten ableiten (z. B. Witwen, 
Witwer, Waisen). 

Hinsichtlich der Kosten, die sich aus den Sozialversicherungsabkom- 
men für die deutschen Systeme der Sozialen Sicherung ergeben, ist zu- 
nächst auf Folgendes hinzuweisen: 

Sozialversicherungsabkommen verpflichten immer beide Abkom- 
mensstaaten zur Leistung aus den jeweiligen sachlichen Anwendungs- 
bereichen. Die Bundesrepublik Deutschland schließt solche Abkom- 
men nur ab, wenn sie ein eigenes Interesse an solchen Abkommen 
hat. Dass sich möglicherweise in einzelnen Bereichen geringfügige 
Mehrausgaben ergeben, ist dabei kein maßgeblicher Hinderungsgrund 
für den Abschluss entsprechender Sozialversicherungsabkommen. 
Denn ihnen stehen entsprechende Leistungen aus den anderen Ab- 
kommensstaaten gegenüber: Eine eindimensionale Betrachtungsweise 
ist für die Beurteilung der entstehenden Kosten in den deutschen Sys- 
temen der Sozialen Sicherung unzulässig. 

Die Bundesregierung verfügt nicht über Zahlen, die eine Gesamtschau 
der durch die bisher abgeschlossenen Sozialversicherungsabkommen 
verursachten Kosten für die Systeme der deutschen Sozialen Siche- 
rung seit deren Bestehen bis heute zulassen. Daher werden beispiel- 
haft die drei Sozialversicherungsabkommen, auf denen die meisten 
Rentenzahlfälle beruhen, nachfolgend dargestellt. 

Im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung wurden im Jahr 2004 
von deutschen Rentenversicherungsträgern an Berechtigte mit Wohn- 
sitz in den USA, Kanada und Quebec sowie in Kroatien folgende Zah- 
lungen erbracht: 
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Land 

Vertragsrenten** insgesamt 

Anzahl 

Betrag in T Euro* 

USA 

121908 

385 036 

Kanada/Quebec 

74 831 

183 786 

Kroatien 

65 260 

221 639 


* Gerundete Beträge. 

'* Vertragsrenten sind Renten, bei denen die Feststellung des Anspruchs dem Grunde 
und/oder der Höhe nach oder der Rentenbetrag oder die Zahlbarkeit der Rente 
durch Sozialversicherungsabkommen ermöglicht oder beeinflusst wird. 


Für den Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung entstanden 
durch die Zahlung von Leistungen an Berechtigte mit Wohnsitz in den 
o. g. Abkommensstaaten folgende Kosten: 

USA: Für 134 Leistungsfälle wurden Zahlungen in Höhe von rd. 
1 1 00 T Euro geleistet. 

Kanada/Quebec: Für 85 Leistungsfälle wurden Zahlungen in Höhe 
von rd. 658 T Euro geleistet. 

Kroatien: Für 1 845 Leistungsfälle wurden Zahlungen in Höhe von rd. 
10 670 T Euro geleistet. 

Für den Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung wurden ledig- 
lich Leistungen an Berechtigte mit Wohnsitz in Kroatien erbracht. 
Die Forderungen Kroatiens für das Jahr 2004 gegenüber den deut- 
schen Krankenkassen betragen dabei zurzeit rd. 7 579 T Euro. 


3. Abgeordnete 

Renate 

Blank 

(CDU/CSU) 


Wie viele Fälle von in der Türkei lebenden El- 
tern von in Deutschland krankenversicherten 
türkischen Arbeitnehmern, die nicht erwerbs- 
tätig sind und nach dem deutsch-türkischen So- 
zialversicherungsabkommen im Krankheitsfall 
Sachleistungsaushilfe erhalten, sind der Bun- 
desregierung bekannt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 26. Juli 2006 

Die deutschen Krankenkassen zahlen für das Leistungsjahr 2002 für 
etwa 38 000 ihrer Versicherten eine Pauschale für deren in der Türkei 
wohnenden Familienangehörige. 

Zu dem Kreis der Familienangehörigen, der sich aufgrund des 
deutsch-türkischen Sozialversicherungsabkommens nach türkischem 
Recht richtet, können in eng begrenzten Fällen nach dortigem Recht 
auch die Eltern eines in Deutschland Stammversicherten zählen. Vo- 
raussetzungen hierfür sind insbesondere: tatsächliche Unterhaltszah- 
lung durch den Stammversicherten sowie keine eigene Versicherung 
aufgrund einer Beschäftigung oder durch den Ehegatten. Belastbare 
Zahlen darüber, wie viele in der Türkei lebende Eltern anspruchsbe- 
rechtigt sind, liegen hier nicht vor. 
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4. Abgeordnete 

Renate 

Blank 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung im Zuge 
einer gerechten Gleichstellung mit deutschen 
Sozialversicherungspflichtigen diese „Eltern- 
Regelung“ zu ändern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 26. Juli 2006 

Zunächst ist daraufhinzuweisen, dass in den Fällen, in denen sich El- 
tern eines türkischen Versicherten nach Deutschland begeben, aus- 
schließlich deutsches Krankenversicherungsrecht gilt. Diese Eltern 
können demzufolge - wie auch deutsche Eltern - keine Ansprüche aus 
der Familienversicherung gegenüber der deutschen Krankenversiche- 
rung geltend machen; Eltern werden nach deutschem Recht nicht von 
der Familienversicherung erfasst. 

Unabhängig davon ist es Ziel der Bundesregierung, im Rahmen der 
beabsichtigten Verhandlungen über die Revision des deutsch-türki- 
schen Sozialversicherungsabkommens durch entsprechende Änderun- 
gen im Abkommen selbst und in der dazugehörigen Durchführungs- 
vereinbarung sicherzustellen, dass künftig der Kreis der in der Türkei 
lebenden Familienversicherten bei einem in Deutschland lebenden 
Stammversicherten der gesetzlichen Krankenversicherung ausschließ- 
lich nach deutschem Recht zu beurteilen ist. Dadurch würde auch die 
Mitversicherung von in der Türkei lebenden Eltern türkischer Stamm- 
versicherter ausgeschlossen. 


5. Abgeordneter 

Manfred 

Grund 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Aussagen bestäti- 
gen, dass die Umstufung von Gefahrtarifen 
der Berufsgenossenschaft Bau (BG Bau) zum 
1. Januar 2006 deutliche Beitragsanhebungen 
in Unternehmen des Bauhauptgewerbes und 
Baunebengewerbes verursacht hat, und wie 
viele sozialversicherungspflichtige Arbeitsplät- 
ze sind gegebenenfalls dadurch verloren gegan- 
gen? 


Antwort des Staatssekretärs Heinrich Tiemann 
vom 12. Juli 2006 

Die Bundesregierung kann die Aussage, dass die Umstufung von Ge- 
fahrgruppen durch den neuen Gefahrtarif 2006 der BG Bau zu deutli- 
chen Beitragsanhebungen im Bauhaupt- und -nebengewerbe geführt 
hat, nicht bestätigen. Die Erforderlichkeit des neuen Tarifs folgt im 
Wesentlichen aus dem Zusammenschluss der vormaligen acht Einzel- 
berufsgenossenschaften zur BG Bau. Generell ist der Gefahrtarif kein 
Instrument zur Erhöhung der Einnahmen einer Berufsgenossenschaft. 
Vielmehr dient er allein als Verteilungsmaßstab im Hinblick auf die 
umzulegenden Ausgaben einer Berufsgenossenschaft nach dem Verur- 
sacherprinzip. Gegenüber dem früheren Gefahrtarif kommt es zwar 
durch Änderungen in der Technik des Gefahrtarifs insgesamt zu An- 
hebungen der Gefahrklassen. Hieraus folgt gleichwohl keine Beitrags- 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 5 - 


Drucksache 16/2319 


erhöhung, weil der Beitragsfuß einer Berufsgenossenschaft bei ansons- 
ten unveränderten Rahmenbedingungen aufgrund der gesetzlichen 
Vorgaben zur Beitragsbemessung im gleichen Verhältnis sinkt, wie die 
Gefahrklassen insgesamt ansteigen. Der Beitragsfuß für das Jahr 2006 
wird durch den Vorstand der BG Bau im Frühjahr 2007 festgesetzt. 
Er ist noch nicht bekannt. Die BG Bau hat aber Modellrechnungen er- 
stellt: Hätte der Gefahrtarif 2006 bereits im Jahr 2004 bei den damali- 
gen acht Berufsgenossenschaften der Bauwirtschaft gegolten, wären 
die jeweiligen Beitragsfüße je nach den Rahmenbedingungen um 40 
bis 50 Prozent gesunken. Diese Berechnungen spiegeln die grundsätz- 
liche Tendenz der Auswirkungen des Gefahrtarifs auf den Beitragsfuß 
wider. Damit korrespondiert die durch den Gefahrtarif 2006 erfolgte 
Anhebung der für das Bauhauptgewerbe einschlägigen Gefahrklasse 
von 8,5 auf 16,1. Die Verdoppelung der Belastung infolge einer höhe- 
ren Gefahrklasse wird durch eine Halbierung des Beitragsfußes aufge- 
hoben. Sollte der Beitragsfuß nicht in dem erwarteten Maße sinken, 
hätte dies andere Ursachen: In Betracht kommen ein gesteigerter Fi- 
nanzbedarf oder ein Rückgang der der Beitragsmessung zugrunde lie- 
genden Lohnsummen. Seit vielen Jahren ist ein stetiger Lohnsummen- 
rückgang in der Baubranche infolge von Betriebsschließungen und 
Personalabbau zu beobachten. Auf Änderungen im Gefahrtarif lässt 
sich diese Entwicklung nicht zurückführen. 


6. Abgeordneter 

Manfred 

Grund 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Aussagen zu den 
durchschnittlichen Belastungen von Unterneh- 
men des Bauhaupt- und -nebengewerbes durch 
die Umgruppierung der Gefahrtarife der BG 
Bau treffen und beurteilen, ob diese im Wider- 
spruch zu der beabsichtigten Senkung der 
Lohnnebenkosten stehen? 


Antwort des Staatssekretärs Heinrich Tiemann 
vom 12. Juli 2006 

Zu der durchschnittlichen Belastung von Unternehmen des Bauhaupt- 
und -nebengewerbes durch die Umgruppierung der Gefahrtarife der 
BG Bau lässt sich keine generelle Aussage treffen. Wie zu Frage 5 dar- 
gestellt, ergeben sich etwa im Hochbau (alte Gefahrklasse 8,5; neue 
Gefahrklasse 16,1) durch die Zusammenführung verschiedener Unter- 
nehmenszweige in die neue Tarifstelle „Errichten von Bauwerken des 
Hoch- und Tiefbaus“ kaum Änderungen in Bezug auf den Beitrag, 
wenn der Beitragsfuß um annähernd 50 Prozent abgesenkt wird. Für 
Dachdecker (alte Gefahrklasse 10,5; neue Gefahrklasse 16,1), die in 
der Vergangenheit wegen hoher Unfallaufwendungen entsprechend 
hoch veranschlagt werden mussten, ist im Zuge einer Absenkung des 
Beitragsfußes im Durchschnitt eine gewisse Beitragsentlastung zu er- 
warten. Für das mit dem Gefahrtarif 2006 in einer Tarifstelle zusam- 
mengefasste Bauausbaugewerbe (alte Gefahrklassen zwischen 4,0 und 
6,0; neue Gefahrklasse 7,3) ist Beitragsstabilität bzw. eine Beitragsent- 
lastung zu erwarten. Demgegenüber steigt die Beitragsbelastung für 
das Abbruchgewerbe (alte Gefahrklasse 8,5; neue Gefahrklasse 27,3) 
wegen der negativen Entwicklung der dortigen Unfallgefährdung. 
Darüber hinaus ergeben sich Änderungen aufgrund der individuellen 
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Unternehmensstruktur: Für Unternehmer mit Büropersonal wirkt sich 
der Gefahrtarif Beitrag senkend aus, wohingegen sich für Unterneh- 
mer, die Bauleiter beschäftigen, der Beitrag verteuert. Wie genau die 
Entwicklung verläuft, wird sich zwar erst im Frühjahr 2007 zeigen, 
wenn die Beitragsbescheide für das Jahr 2006 versandt werden. Die 
Bundesregierung erkennt jedoch keinen Widerspruch zur beabsichtig- 
ten Senkung der Lohnnebenkosten, da Umgruppierungen im Gefahr- 
tarif einer Berufsgenossenschaft die Beitragsbelastung der ihr ange- 
hörenden Unternehmer in der Gesamtheit unverändert lässt. 


7. Abgeordneter 

Manfred 

Grund 

(CDU/CSU) 


Wann wurde seitens der BG Bau die Umgrup- 
pierung der Gefahrtarife zur Bestätigung vor- 
gelegt, und was waren die Gründe, Tariferhö- 
hungen zu genehmigen? 


Antwort des Staatssekretärs Heinrich Tiemann 
vom 12. Juli 2006 

Der Gefahrtarif 2006 wurde von den Vertreterversammlungen der 
acht vormaligen Berufsgenossenschaften der Bauwirtschaft in der Zeit 
von Dezember 2004 bis März 2005 beschlossen. Das Aufsicht führen- 
de Bundesversicherungsamt hat ihn am 24. Juni 2005 genehmigt, 
nachdem es mit Schreiben vom 5. Oktober 2004 das Ergebnis einer 
umfangreichen Vorprüfung mitgeteilt hatte. Die Gründe für die Ein- 
führung und Genehmigung eines neuen Gefahrtarifs waren im We- 
sentlichen der Zusammenschluss der vormals sieben regionalen Bau- 
Berufsgenossenschaften und der Tiefbau-Berufsgenossenschaft zur 
neuen BG Bau und die damit einhergehende Notwendigkeit, die Tarif- 
struktur neu zu ordnen. 


8. Abgeordnete 

Cornelia 

Hirsch 

(DIE LINKE.) 


Wie hat sich in den letzten drei Jahren die 
Hochschulberatung der Bundesagentur für Ar- 
beit entwickelt (u. a. Anzahl der Hochschul- 
teams der Bundesagentur für Arbeit, Anzahl 
der Beschäftigten in den Hochschulteams, An- 
zahl der Neueinstellungen im Rahmen der 
Hochschulteams etc.), und wie wird diese Ent- 
wicklung von der Bundesregierung bewertet? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 13. Juli 2006 

Am 1. Mai 2004 - vor Einführung der Organisationsform „Kunden- 
zentrum“ - waren für den Aufgabenbereich „Abiturienten und Hoch- 
schüler“ insgesamt 1 086 Planstellen eingerichtet, davon 253 für 
Arbeitsvermittlerinnen/Arbeitsvermittler zgl. Arbeitsberaterinnen/ 
Arbeitsberater im Hochschulteam, 139,5 für Beraterinnen/Berater 
im Hochschulteam, 15 für Berufsberaterinnen/Berufsberater für Abi- 
turientinnen/Abiturienten und Hochschülerinnen/Hochschüler, zu- 
züglich Hochschulkoordinatorinnen/Hochschulkoordinatoren sowie 
678,5 für Berufsberaterinnen/Berufsberater für Abiturientinnen/Abi- 
turienten. 
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Die Bundesagentur für Arbeit hat im Laufe des Jahres 2005 den Auf- 
gabenbereich „Arbeitsvermittlung, Kundengruppe Akademische Be- 
rufe“ in die neue Organisationsform der Agenturen für Arbeit, dem 
„Kundenzentrum“ integriert. 

Derzeit sind an 40 Standorten insgesamt 45 Teams „Arbeitsvermitt- 
lung, Kundengruppe Akademische Berufe“ eingerichtet. An weiteren 
133 Standorten sind Beraterinnen/Berater (Schwerpunkt Berufsorien- 
tierung) und/oder Arbeitsvermittlerinnen/Arbeitsvermittler mit Be- 
ratungsaufgaben mit Aufgabenschwerpunkt „Arbeitsvermittlung, 
Kundengruppe Akademische Berufe“ hauptamtlich angesetzt, die 
organisatorisch anderen Teams zugeordnet sind. 

Am 1. Mai 2006 waren für die Aufgabe „Arbeitsvermittlung, Kunden- 
gruppe Akademische Berufe“ insgesamt 1 075 Stellen für Plankräfte 
ausgewiesen, davon 783 für Beraterinnen/Berater (Schwerpunkt 
Berufsorientierung), 247 für Arbeitsvermittlerinnen/Arbeitsvermittler 
mit Beratungsaufgaben sowie 44,5 für Teamleiterinnen/Teamleiter. 

Kernaufgaben der Beraterinnen/Berater für akademische Berufe 
(Schwerpunkt Berufsorientierung) sind: 

• Berufliche Orientierung und Beratung für Studieninteressierte, Stu- 
dierende und berufserfahrene Akademikerinnen/ Akademiker, 

• Beratung von Arbeitgebern bei der Suche nach geeigneten Bewer- 
berinnen/Bewerber, 

• Arbeits- und Ausbildungsstellenvermittlung, Ausbildungsstellen- 
akquisition, 

• Beratung zur Förderung der beruflichen Weiterbildung, Existenz- 
gründung und nicht SGB III bezogene Fördermöglichkeiten. 

Kernaufgaben der Arbeitsvermittlerinnen/Arbeitsvermittler für akade- 
mische Berufe mit Beratungsaufgaben sind: 

• Arbeitsvermittlung/-beratung und Integration der Arbeitnehmer- 
kunden, 

• Stellenakquisition, Arbeitsvermittlung/-beratung für Arbeitgeber- 
kunden, 

• Zuordnung der Arbeitnehmerkunden zu einem Handlungspro- 
gramm und dessen Umsetzung, 

• Motivierung der Arbeitnehmerkunden (z. B. Eingliederungsverein- 
barung). 

Die Aufgaben der Berufsberaterinnen/Berufsberater für Abiturien- 
tinnen/Abiturienten sind in der neuen Organisationsform „Kunden- 
zentrum“ sowohl in der Kundengruppe „Akademische Berufe“ als 
auch in der Kundengruppe „unter 25“ aufgegangen. Ein Vergleich 
des quantitativen und qualitativen Stellenansatzes der alten und der 
neuen Organisationsform ist damit kaum möglich. 
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9. Abgeordneter 

Dr. Volker 

Wissing 

(FDP) 


Wie viele Erwerbstätige in Deutschland, die 
einer Vollzeitbeschäftigung nachgehen, bezie- 
hen ein Entgelt unterhalb des ALG-II-Satzes, 
und plant die Bundesregierung im Zuge der 
Erhöhung der Mehrwertsteuer eine Anhebung 
der staatlichen Sozial- bzw. Finanzleistungen 
wie z. B. ALG II, Kindergeld, BAföG etc.? 


Antwort des Staatssekretärs Heinrich Tiemann 
vom 24. Juli 2006 

Bezieher eines Entgelts unterhalb der Regelleistung der Grundsiche- 
rung für Arbeitsuchende (345 Euro pro Monat) bei gleichzeitig vor- 
liegender Vollzeitbeschäftigung kommen in der letzten Lohnstruktur- 
erhebung für das Produzierende Gewerbe und den Dienstleistungs- 
bereich und auch in der aktuellen Einkommens- und Verbrauchsstich- 
probe in statistisch signifikantem Umfang nicht vor. Der Mikrozensus 
2005 weist eine geringe Fallzahl Vollzeiterwerbstätiger mit einem 
monatlichen Nettoeinkommen von weniger als 500 Euro aus. Dies 
berücksichtigt allerdings alle Einkommensarten (ggf auch negative 
Einkünfte bei Selbständigen). Diese Fälle sind überwiegend Auszu- 
bildende, Selbständige und mithelfende Familienangehörige sowie 
Grundwehr- und Zivildienstleistende. 

Die Bemessung von Sozialleistungen ist je nach Sicherungszweig un- 
terschiedlich gesetzlich geregelt. Die Veränderung des Umsatzsteuer- 
satzes hat keinen direkten Einfluss auf die jeweiligen Regelmechanis- 
men. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


10. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(FDP) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 
durch den Besuch des amtierenden US-Präsi- 
denten, George W. Bush, entstandenen Kosten 
für den Bundeshaushalt? 


Antwort des Staatsministers Gernot Erler 
vom 27. Juli 2006 

Die Kosten des Besuchs des Präsidenten der USA, George W. Bush, 
in der Bundesrepublik Deutschland lassen sich zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch nicht beziffern. Die Bundesregierung geht davon aus, 
dass sich die Kosten für den Besuch im Rahmen vergleichbarer Besu- 
che bewegen. 
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11. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(FDP) 


Aus welchem Grund wurden wie viele Schafe 
und Pferde anlässlich des Besuchs des amtie- 
renden US-Pr äsidenten, George W. Bush, 
nach Trinwillershagen gebraucht, und welche 
Kosten sind dafür entstanden? 


Antwort des Staatsministers Gernot Erler 
vom 27. Juli 2006 

Die Ausgestaltung des Treffens der Bundeskanzlerin und des Präsi- 
denten der USA mit Bürgern der Region in Trinwillershagen ging 
zum Teil auf die Initiative des Besitzers des Restaurants und des Bür- 
germeisters zurück. Besondere Kosten - wie sie in der Frage erwähnt 
sind - sind der Bundesregierung dadurch nicht enstanden. 


12. Abgeordneter 
Rainder 
Steenblock 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann gedenkt die Bundesregierung ihren in- 
ternationalen Verpflichtungen nachzukommen 
und die im Bericht zu den Fortschritten im 
Überwachungsverfahren der Versammlung 
des Ausschusses für die Einhaltung der Pflich- 
ten und Verpflichtungen der Mitgliedstaaten 
des Europarates (Dok. 10960 (2006)) vom 
12. Juni 2006 aufgeführten Konventionen (Zi- 
vilrechtskonvention gegen Korruption; Straf- 
rechtskonvention gegen Korruption; Überein- 
kommen von 2005 über Geldwäsche sowie Er- 
mittlung, Beschlagnahme und Einziehung von 
Erträgen aus Straftaten und über die Finanzie- 
rung des Terrorismus; Protokoll Nr. 12 zur 
Europäischen Menschenrechtskonvention; 
überarbeitete Europäische Sozialcharta; Euro- 
päische Sozialcharta über Sammelklagen) zu 
unterzeichnen und/oder zu ratifizieren bzw. 
MONEYVAL beizutreten, und warum hat sie 
dies bisher noch nicht getan? 


Antwort des Staatsministers Gernot Erler 
vom 27. Juli 2006 

Zur Zivilrechtskonvention über Korruption (CETS Nr. 174) aus dem 
Jahr 1999 

Der Europarat hat das Zivilrechtsübereinkommen gegen Korruption 
am 4. November 1999 zur Unterzeichnung aufgelegt. Deutschland hat 
es am gleichen Tage gezeichnet und damit ein klares politisches Signal 
gesetzt. Das Übereinkommen ist am 1. November 2003 in Kraft getre- 
ten, nachdem es von 14 Mitgliedstaaten ratifiziert worden ist. Seit die- 
sem Zeitpunkt haben zehn weitere Mitgliedstaaten des Europarates 
die Ratifikationsurkunden hinterlegt. Deutschland gehört noch nicht 
zum Kreis dieser Staaten. 

Das Abkommen verpflichtet die Staaten, in ihrem innerstaatlichen 
Recht einen wirksamen zivilrechtlichen Rechtsschutz für Personen 
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vorzusehen, die einen Schaden aus Bestechungshandlungen erlitten 
haben. Namentlich muss gewährleistet sein, dass der Geschädigte über 
die Möglichkeit verfügt, zivilrechtliche Ansprüche - einschließlich des 
Anspruchs auf Schadensersatz - durchzusetzen. 

Die Rechtslage in Deutschland entspricht diesen Anforderungen be- 
reits seit vielen Jahren so weitgehend, dass allenfalls marginale Rechts- 
änderungen erforderlich werden. Die Bundesregierung wird sich für 
eine Umsetzung und Ratifizierung in dieser Legislaturperiode einset- 
zen. 

Zur Strafrechtskonvention über Korruption (CETS Nr. 173) aus dem 
Jahr 1999 

Das Strafrechtsübereinkommen des Europarates über Korruption 
wurde von Deutschland am 17. Januar 1999 gezeichnet. Die Umset- 
zung dieses Rechtsinstruments wird derzeit vorbereitet. Das deutsche 
Strafrecht entspricht bereits weitgehend den Vorgaben, so dass Ände- 
rungen nur in Teilbereichen erforderlich sind. Die Bundesregierung 
wird sich für eine Umsetzung und Ratifizierung noch in dieser Eegisla- 
turperiode einsetzen. 

Zum Übereinkommen über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlag- 
nahme und Einziehung von Erträgen aus Straftaten und über die Ei- 
nanzierung des Terrorismus (CETS Nr. 198) aus dem Jahr 2005 

Die durch die Bundesregierung erstellte deutsche Übersetzung des 
Übereinkommens des Europarates über Geldwäsche sowie Ermitt- 
lung, Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus Straftaten und 
über die Einanzierung des Terrorismus muss noch mit den anderen 
deutschsprachigen Mitgliedstaaten des Europarates abgestimmt wer- 
den. In Kürze wird zu einer Übersetzungskonferenz zur Erstellung 
einer einheitlichen deutschen Sprachfassung des Übereinkommens 
eingeladen. Diese Sprachfassung wird Grundlage für die sodann mit 
Nachdruck betriebene Zeichnung und Ratifikation des Übereinkom- 
mens sein. 

Zum Protokoll Nr. 12 zur Europäischen Menschenrechtskonvention 
(CETS Nr. 177) aus dem Jahr 2000 

Im Hinblick auf das 12. Protokoll hält die Bundesregierung es zum jet- 
zigen Zeitpunkt zunächst für wichtig zu beobachten, wie die weitere 
Entwicklung der Ratifizierung durch andere Staaten verläuft und wel- 
che Haltung nach Inkrafttreten des Protokolls Nr. 12 im April vergan- 
genen Jahres der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte im 
Rahmen seiner Rechtsprechung dazu einnimmt. Auf der Grundlage 
dieser Beobachtung wird es leichter sein, mögliche Konsequenzen 
einer Ratifikation nüchtern abzuwägen. 

Mit dieser abwartenden Haltung steht die Bundesrepublik Deutsch- 
land nicht allein. Das Protokoll Nr. 12 wurde von vielen Vertragsstaa- 
ten nicht ratifiziert (z. B. Griechenland, Ungarn, Italien, Norwegen, 
Portugal, Spanien, Türkei) und teilweise auch nicht gezeichnet (z. B. 
Erankreich, Vereinigtes Königreich, Dänemark, Schweden, Schweiz, 
Polen). 
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Zur Europäischen Sozialcharta und zur Europäischen Sozialcharta 
über Sammelklagen 

Die Bundesregierung prüft derzeit, ob die Voraussetzungen für eine 
Unterzeichnung der Revidierten Europäischen Sozialcharta gegeben 
sind. Dies gilt auch für das Zusatzprotokoll über Kollektivbeschwer- 
den. 

Zum Thema „MONEYVAE“ 

Das „Select Committee of Experts on the Evaluation of Anti-Money 
Eaundering Measures“ (MONEYVAE) betrifft Mitgliedstaaten des 
Europarates, die nicht Mitglieder der „Einancial Action Task Eorce“ 
(EATE) sind. Deutschland ist EATE-Mitglied und hat damit einen 
Beobachterstatus bei MONEYVAE. 


13. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Terpe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann und in welcher Eorm wurde der Staats- 
kanzlei Mecklenburg-Vorpommerns durch die 
Bundesregierung die Einladung an Minister- 
präsident Dr. Harald Ringstorff zum Grillfest 
in Trinwülershagen anlässlich des Besuchs des 
Präsidenten der USA, George W. Bush, über- 
mittelt? 


Antwort des Staatssekretärs Georg Boomgaarden 
vom 25. Juli 2006 

Das Protokoll des Eandes Mecklenburg-Vorpommern war von Beginn 
an in die Vorbereitung des Programms für den Besuch des Präsiden- 
ten der USA, George W. Bush, einbezogen. Im Rahmen einer Vorbe- 
sprechung der Vertreter der Bundesregierung und des Eandes Meck- 
lenburg-Vorpommern am 25. Juni 2006 in Stralsund wurde seitens des 
Protokolls des Eandes Mecklenburg-Vorpommern angekündigt, dass 
Ministerpräsident Dr. Harald Ringstorff an allen Programmpunkten 
mit Ausnahme des Gesprächs der Bundeskanzlerin mit dem amerika- 
nischen Präsidenten und des anschließenden Arbeitsessens teilnehmen 
möchte. Die Bundesregierung stimmte dem zu. 


14. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Terpe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hat es eine verspätete Übermittlung der Einla- 
dung gegeben, und wenn ja, worauf ist die Ver- 
spätung zurückzuführen? 


Antwort des Staatssekretärs Georg Boomgaarden 
vom 25. Juli 2006 

Die förmlichen Einladungen an die Gäste aus der Region zu einem 
Zusammentreffen mit dem amerikanischen Präsidenten wurden vom 
Protokoll des Auswärtigen Amts zwischen dem 6. und 11. Juli 2006 
versandt. Die Teilnehmer seitens der Bundesregierung und auch des 
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Landes erhielten keine förmliche Einladung. Dieser Teünehmerkreis 
wurde - wie bei solchen Anlässen üblich - in gegenseitigen Abspra- 
chen festgelegt. Aus technischen Gründen wurde am 11. Juli 2006 
eine förmliche Einladung an den Ministerpräsidenten des Eandes 
Mecklenburg-Vorpommern übermittelt, um bei der hohen Sicherheits- 
stufe eine ungehinderte Zufahrt zu gewährleisten. Im Übrigen wird 
auf die oben stehende Antwort verwiesen. 


15. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Terpe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann und durch wen erfolgte eine schriftliche 
Antwort der Staatskanzlei Mecklenburg-Vor- 
pommerns auf die o. g. Einladung? 


Antwort des Staatssekretärs Georg Boomgaarden 
vom 25. Juli 2006 

Eine schriftliche Antwort der Staatskanzlei Mecklenburg-Vorpom- 
merns erfolgte nicht. Auf telefonische Nachfrage der Bundesregierung 
erging durch die Staatskanzlei eine Absage des Ministerpräsidenten. 


16. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Terpe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wird sich der Bund an den Kosten des Polizei- 
einsatzes zur Absicherung des Besuchs des 
Präsidenten der USA, George W. Bush, betei- 
ligen, und wann wird die gegebenenfalls dazu 
erforderliche Prüfung abgeschlossen sein? 


Antwort des Staatssekretärs Georg Boomgaarden 
vom 25. Juli 2006 

Zur Absicherung des Besuchs des amerikanischen Präsidenten haben 
die Bundespolizei ca. 3 000 und das Bundeskriminalamt 349 Kräfte 
im originären Aufgabenbereich eingesetzt. Die Kosten dieses Einsat- 
zes trägt der Bund. 


17. Abgeordneter 
Marcus 
Weinberg 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit zur Rückführung afghanischer Elücht- 
linge in ihr Heimatland vor dem Hintergrund 
der aktuellen Sicherheitslage, und liegen der 
Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, ob 
es in Afghanistan Unterstützungsprogramme 
zur Integration der Rückkehrer in die Gesell- 
schaft gibt? 
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Antwort des Staatsministers Gernot Erler 
vom 24. Juli 2006 

Die Bewertung, ob Rückführungen nach Afghanistan möglich sind 
oder Abschiebungshindernisse bestehen, obliegt den zuständigen Be- 
hörden der Bundesländer. 

Die Bundesregierung stellt den Bundesländern den vom Auswärtigen 
Amt erstellten Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in Afghanistan zur Verfügung. Der eingestufte aktuelle Bericht vom 
13. Juli 2006 liegt dem Ausschuss für Menschenrechte und humani- 
täre Hilfe des Deutschen Bundestages vor und kann im dortigen 
Sekretariat von allen Bundestagsabgeordneten eingesehen werden. 

Der Hochkommissar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 
(UNHCR) bewertet die Lage für freiwillige Rückkehrer seit Mitte 
2002 als „ausreichend sicher“. 

Bund und Länder fördern die freiwillige Rückkehr afghanischer 
Flüchtlinge und ihre Reintegration im Rahmen der gemeinsam finan- 
zierten Programme REAG (Reintegration and Emigration Program- 
me for Asylum Seekers in Germany) und GARP (Government Assis- 
ted Repatriation Programme). Daraus werden die Reisekosten für die 
betreffende Person oder Familie übernommen. Darüber hinaus wird 
ein Betrag in Höhe von 500 Euro pro Erwachsener und 250 Euro pro 
Kind als Starthilfe gezahlt, wobei der Höchstbetrag für eine Familie 
auf 1 500 Euro begrenzt ist. 

Um Rückkehrer aus Deutschland bei ihrer beruflichen Reintegration 
in den Arbeitsmarkt Afghanistans zu unterstützen, finanziert die Bun- 
desregierung aus Mitteln des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) ferner seit 2002 das Pro- 
gramm „Return to Employment in Afghanistan“ (REA), das von der 
Arbeitsgruppe Entwicklung und Fachkräfte (AGEF) im Auftrag der 
Zentralstelle für Arbeitsvermittlung (ZAV) durchgeführt wird. Das 
Angebot umfasst Beratung, Weiterbildungsangebote in Afghanistan, 
Stellenvermittlung und die finanzielle Förderung der Existenzgrün- 
dung. 

UNHCR und lOM (International Organisation for Migration) leisten 
mit Rückkehrerprogrammen Hilfe und unterstützen die afghanische 
Regierung bei der Formulierung von Strategien. Rückkehrer erhalten 
vom UNHCR eine begrenzte finanzielle Beihilfe und Sachmittel. 


18. Abgeordneter 
Marcus 
Weinberg 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse da- 
rüber vor, ob für die Flüchtlinge, die nach Af- 
ghanistan zurückkehren, derzeit die notwendi- 
ge Infrastruktur (z. B. Wohnraum, Möglichkeit 
zur Versorgung mit Lebensmitteln) vorhanden 
ist, und wie schätzt die Bundesregierung die 
Möglichkeit ein, dass die Rückkehrer derzeit 
einen Beitrag zum Wiederaufbau des Landes 
leisten können? 



Drucksache 16/2319 


-14- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Antwort des Staatsministers Gernot Erler 
vom 24. Juli 2006 

Es wird auf den eingestuften Bericht des Auswärtigen Amts zur asyl- 
und abschiebungsrelevanten Lage vom 13. Juli 2006 verwiesen, in 
dem ausführlich zu der aktuellen Situation in Afghanistan Stellung ge- 
nommen wird. Der Bericht liegt dem Ausschuss für Menschenrechte 
und humanitäre Hilfe des Deutschen Bundestages vor und kann im 
dortigen Sekretariat von allen Bundestagsabgeordneten eingesehen 
werden. 

Ergänzend ist auf Eolgendes hinzuweisen: 

Afghanen, die in den Kriegs- und Bürgerkriegsjahren im westlichen 
Ausland Zuflucht gesucht haben, bringen von dort in der Mehrzahl 
der Eälle einen besseren finanziellen Rückhalt, eine qualifiziertere 
Ausbildung und umfangreichere Eremdsprachenkenntnisse mit als 
Afghanen, die in die Nachbarländer geflüchtet sind. Derartige Quali- 
fikationen verschaffen ihnen bei der Reintegration einen erheblichen 
Vorteil. 

Grundsätzlich nehmen Rückkehrer eine positive Eunktion für den 
Wiederaufbau in Afghanistan ein. Vor allem rückkehrende Each- und 
Eührungskräfte spielen für den wirtschaftlichen, technologischen und 
gesellschaftlichen Wandel im Land eine wichtige Rolle. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


19. Abgeordneter 

Burkhardt 

Müller-Sönksen 

(EDP) 


In welchen Bundesländern wurden in den Jah- 
ren 2003, 2004 und 2005 jeweils wie viele 
Brechmitteleinsätze (zur Beweissicherung) 
durchgeführt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Bernhard Bens 
vom 27. Juli 2006 

Die Ermittlung und Verfolgung von Drogendelikten obliegt den Poli- 
zeien der Bundesländer. Die Bundesregierung verfügt daher über kei- 
ne eigenen Erkenntnisse über Eallzahlen zum Einsatz von Brechmit- 
teln. Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern, d. h. 
bei Bundeskriminalamt und der Bundespolizei, werden Brechmittel 
nicht verabreicht. 

Im Zusammenhang mit der Individualbeschwerde Nr. 54810/00 vor 
dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (Jalloh vs. 
Deutschland) ist der Bundesregierung bekannt geworden, dass in dem 
von der Erage erfassten Zeitraum in Baden-Württemberg, Bayern, 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, dem 
Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein Brechmit- 
tel nicht zum Einsatz kamen. Im Übrigen liegen der Bundesregierung 
folgende Zahlen vor: 
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2003 

2004 

2005 

Berlin 


39 (davon 36 
freiwillig) 

(1. März- 
31. Dezember 
2004) 

3 (davon 2 
freiwülig) 

(1. Januar- 
29. März 

2005) 

Bremen 

86* 

97* 


Hamburg 

1 14 (davon 1 10 
freiwillig) 

9 1 (davon 90 
freiwillig) 


Hessen 

1 

0 


Nieder- 

sachsen 

9 (alle freiwillig) 
(Juli 2002 bis 
August 2003) 

6* 

(September 

2003-Dezember 

2004) 



* Anteil der Freiwilligkeit nicht bekannt. 


20. Abgeordneter Wie viele Asylanträge wurden im Jahr 2005 

Henry und im ersten Halbjahr 2006 gestellt? 

Nitzsche 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Bernhard Bens 
vom 27. Juli 2006 

Im Jahr 2005 wurden in Deutschland 42 908 Asylanträge gestellt, da- 
runter 28 914 Erstanträge. Im ersten Halbjahr 2006 wurden 15 577 
Asylanträge gestellt, darunter 10 809 Erstanträge. 


21. Abgeordneter Wie viele der im genannten Zeitraum gestell- 

Henry ten Asylanträge wurden abgelehnt? 

Nitzsche 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Bernhard Bens 
vom 27. Juli 2006 

Die Asylstatistik des Bundesamtes für Migration und Elüchtlinge 
(BAME) weist alle in einem bestimmten Zeitraum getroffenen Ent- 
scheidungen unabhängig vom Zeitpunkt der Antragstellung aus. Ent- 
scheidungen über Asylanträge, die in einem bestimmten Zeitraum ge- 
stellt wurden, werden statistisch nicht gesondert erfasst. 

Das Bundesamt hat im genannten Zeitraum 37 174 Asylanträge (Erst- 
und Eolgeanträge) abgelehnt. Näheres kann der Tabelle entnommen 
werden. 
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Entscheidungen 
des BAMF 

darunter: 

Asylberechtigt 
nach Artikel 1 6a 
GG 

Abschiebungs- 
schutz nach 
§ 60 I AufenthG 

abgelehnt 
(ohne Duldung) 

Duldung nach 
§ 60 II, III, V, 

VII AufenthG 

sonstige 
Verfahrens- 
erledigungen 
(z. B. Antrags- 
rücknahmen) 

2005 

48 102 

411 

2 053 

27452 

657 

17 529 

Jan. -Juni 2006 

16 765 

158 

493 

9 722 

302 

6 090 

Gesamt 

64867 

569 

2546 

37174 

959 

23619 


22. Abgeordneter 
Henry 
Nitzsche 

(CDU/CSU) 


Wie viele der abgelehnten Asylbewerber im ge- 
nannten Zeitraum haben seitdem Deutschland 
verlassen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Bernhard Bens 
vom 27. Juli 2006 

Die Ausreise abgelehnter Asylbewerber wird statistisch nicht erfasst. 


23. Abgeordnete 

Petra 

Pan 

(DIE LINKE.) 


Welche Kompetenzen und Geräte fehlten den 
Polizeien des Landes und des Bundes bzw. den 
Zivil- und Katastrophenschutzkräften, um die 
Sicherheit des Präsidenten der Vereinigten 
Staaten von Amerika zu gewährleisten? 


24. Abgeordnete 

Petra 

Pan 

(DIE LINKE.) 


Welche in- und ausländischen Sicherheitsbe- 
hörden waren im Einsatz (aufgeschlüsselt nach 
Einsatzzentralen vor Ort und den jeweiligen 
Einsatzleitern)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Bernhard Bens 
vom 21. Juli 2006 

Vorbemerkung 

Polizei und Katastrophenschutz liegen in der originären Zuständigkeit 
der Länder. Zu Angelegenheiten der Länder nimmt die Bundesregie- 
rung nicht Stellung. 

Zu Erage 23 

Der Bundespolizei und dem Bundeskriminalamt fehlten keine Kompe- 
tenzen und Geräte, um die Sicherheit des Präsidenten der Vereinigten 
Staaten von Amerika zu gewährleisten. 
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Zu Frage 24 

Inländische Sicherheitsbehörden: 

- Besondere Aufbauorganisation im Bundespolizeipräsidium Nord 
der Bundespolizei, 

- besondere Aufbauorganisationen in den Abteilungen Sicherungs- 
gruppe und Staatsschutz des Bundeskriminalamtes. 

Ausländische Sicherheitsbehörden: 

-US Secret Service, 

- Diplomatie Security Service. 


25. Abgeordneter 

Hans-Christian 

Ströbele 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung bereit, nach der 
Antwort des Parlamentarischen Staatssekre- 
tärs beim Bundesminister des Innern, Peter 
Altmaier, vom 30. Juni 2006 auf meine schrift- 
liche Frage 19 auf Bundestagsdrucksache 
16/2165 nunmehr zutreffend und vollständig 
über die bundesbehördliche Erstellungshilfe 
für das Buch von Oliver Schröm über den 
BKA-Beamten Gerhard L. („Gefährliche Mis- 
sion - Die Geschichte des erfolgreichsten deut- 
schen Terrorfahnders“) zwischen Januar 2004 
bis zu dessen Erscheinen im Herbst 2005 zu 
unterrichten, insbesondere über die Zahl der 
damit - außer bloß einem Pressereferenten des 
BKA - befassten Bundesbediensteten bis hin 
zur Amtspräsidentenebene, auch telefonisch 
einbezogene Dienststellen auch der Länder 
etwa von Staatsanwaltschaften, über die je ge- 
naue Zahl, Dauer sowie Gesamtkosten der da- 
für aufgewendeten Dienstreisen und Arbeitsta- 
ge, und welches dienstliche Interesse rechtfer- 
tigte einen so intensiven, übliche Presseaus- 
künfte weit übersteigenden Einsatz knapper 
personeller Kapazitäten und Finanzmittel für 
ein kommerzielles Buchprojekt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Bernhard Bens 
vom 24. Juli 2006 

Die Bundesregierung hat in der Antwort auf die zitierte schriftliche 
Frage bereits darüber unterrichtet, dass und wie die Pressestelle des 
Bundeskriminalamtes die Erstellung des Buchs begleitet hat. Eine 
Darstellung der Gesamtkosten ist nicht möglich, da eine dazu erfor- 
derliche betriebswirtschaftliche Kosten-Leistungs-Rechnung in der 
Pressestelle des Bundeskriminalamtes nicht durchgeführt wird. Die 
Amtsleitung des Bundeskriminalamtes war über das Buchvorhaben 
unterrichtet. Von der Pressestelle des Bundeskriminalamtes waren die 
Pressestelle des Bundesnachrichtendienstes und die Pressestelle des 
Generalbundesanwalts einbezogen. 
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Es entspricht der Aufgabenstellung behördlicher Pressestellen, die Be- 
richterstattung über die Aufgaben und die Arbeit der Behörde durch 
Auskünfte und Erläuterungen zu unterstützen. Dies beinhaltet regel- 
mäßig auch, dass die behördliche Pressestelle zur Klärung fachlicher 
Prägen die jeweils zuständigen Organisationseinheiten innerhalb der 
Behörde beteiligt. Da entsprechende Anfragen üblicherweise im Vor- 
feld geplanter Veröffentlichungen erfolgen, sind damit auch kommer- 
zielle Interessen verbunden. 

Zu Angelegenheiten der Eänder nimmt die Bundesregierung nicht 
Stellung. 


26. Abgeordneter 

Hans-Christian 

Ströbele 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann wird die Bundesregierung in dem 
Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft 
München I zum Entführungsfall Khaled el 
Masri deren weitere Prägen vom 18. Mai 2006 
beantworten sowie die von der Staatsanwalt- 
schaft bereits am 24. August 2004 von den 
Krisenreaktionskräften (KSK) erbetenen Aus- 
künfte veranlassen, und wie bewertet die Bun- 
desregierung angesichts der geltenden Rechts- 
hilferegelungen, dass die USA ein deutsches 
Rechtshilfeersuchen in diesem Pall nun mit 
der Begründung zurückwiesen, Kahled el 
Masri habe wegen seiner Entführung vor 
einem US-amerikanischen Gericht - erstin- 
stanzlich abgewiesen - auf Schadensersatz ge- 
klagt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Bernhard Bens 
vom 24. Juli 2006 

Das Schreiben der Staatsanwaltschaft München I vom 18. Mai 2006 
richtete sich an zwei Angehörige des Bundesministeriums des Innern. 
Diese haben die Prägen der Staatsanwaltschaft München I beantwor- 
tet. 

Auf die allgemeine Erkenntnisanfrage der Staatsanwaltschaft Mün- 
chen I/PP Schwaben vom 24. August 2004, die dem Bundesministe- 
rium der Verteidigung (BMVg) am 27. August 2004 über das Bundes- 
kriminalamt zugeleitet wurde, hatte das BMVg bereits mit Schreiben 
vom 2. September 2004 geantwortet. Wie mit der Staatsanwaltschaft 
München I besprochen, wird eine ergänzende Stellungnahme des 
KSK in der ersten Augusthälfte dieses Jahres erfolgen. 

Im vertragslosen Rechtshilfeverkehr mit den USA besteht keine 
Pflicht zur Erledigung von Ersuchen der jeweils anderen Seite. Aus 
diesem Grunde sieht die Bundesregierung keinen Anlass, die Ableh- 
nung des deutschen Rechtshüfeersuchens zu bewerten. 
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27. Abgeordneter 

Josef Philip 
Winkler 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie wird die Bundesregierung sicherstellen, 
dass im Rahmen der Schaffung einer Befugnis- 
norm zur Aufnahme jüdischer Zuwanderer 
(siehe Antwort der Bundesregierung zu Era- 
ge 2 der Kleinen Anfrage der Eraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundes- 
tagsdrucksache 16/2097) jüdische und nicht 
jüdische Eamilienangehörige den Rechtsan- 
spruch auf Zugang zu den Integrationskursen 
behalten (vgl. § 44 Abs. 1 Nr. Ic des Aufent- 
haltsgesetzes - AufenthG)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. August Hanning 
vom 20. Juli 2006 

Die Bundesregierung beabsichtigt, den Rechtsanspruch auf Zugang 
zu Integrationskursen für jüdische Zuwanderer und ihre miteinreisen- 
den Eamilienangehörigen in § 44 Abs. 1 AufenthG zu verankern. 


28. Abgeordneter 

Josef Philip 
Winkler 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie ist die Antwort der Bundesregierung auf 
die Kleine Anfrage der Eraktion von BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN („Die Bundesregie- 
rung hält an der Eormulierung in der Koali- 
tionsvereinbarung vom 11. November 2005 
fest, nach der im Einbürgerungsverfahren le- 
diglich ein Bekenntnis des Einbürgerungsbe- 
werbers zum Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland im Rahmen des Verleihungsaktes 
gefordert wird (. . .) die Erage nach der Wir- 
kung eines Einbürgerungseides stellt sich in 
diesem Zusammenhang nicht“: vgl. Bundes- 
tagsdrucksache 16/1355, S. 4) in Einklang zu 
bringen mit dem Beschluss der letzten Innen- 
ministerkonferenz, wonach künftig eine Ein- 
bürgerung „durch Eid (. . .) dokumentiert wer- 
den soll“ - um „die Verbindlichkeit der getrof- 
fenen Entscheidung hervor[zu]heben“? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. August Hanning 
vom 21. Juli 2006 

Die Ständige Konferenz der Innenminister und -Senatoren der Eänder 
(IMK) hat auf ihrer Sitzung am 5. Mai 2006 u. a. beschlossen, dass die 
Einbürgerung in einem feierlichen Rahmen vollzogen werden soll. 
Weiter heißt es wörtlich: „Sie (die Einbürgerung) soll durch Eid oder 
feierliches staatsbürgerliches Bekenntnis dokumentiert werden. Da- 
durch wird die Verbindlichkeit der getroffenen Entscheidung hervor- 
gehoben.“ Der Beschluss der IMK ist eine Empfehlung an den Bun- 
desgesetzgeber, die Anregungen der Eänder umzusetzen. Das Bundes- 
ministerium des Innern wird dazu einen Gesetzentwurf vorlegen, der 
auf der Grundlage der Koalitionsvereinbarung vom 11. November 
2005 den Beschluss der IMK berücksichtigt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


29. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung die Sorge, 

Jörg dass aufgrund der sinkenden Pauschalvergü- 

Rohde tung von Berufsbetreuern nach Erhöhung der 

(FDP) Umsatzsteuer am 1. Januar 2007 infolge einer 

fehlenden Dynamisierung des Stundensatzes 
im Vormünder- und Betreuervergütungsgesetz 
(VBVG) die Betreuungsqualität leiden wird, 
weil die Berufsbetreuer ab 1. Januar 2007 
mehr Betreuungsfälle übernehmen müssen als 
bislang, damit ihr Einkommen nicht sinkt, und 
plant die Bundesregierung an dieser Stelle 
Nachbesserungen des Gesetzes? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach 
vom 27. Juli 2006 

Die Frage, ob die Betreuervergütung auskömmlich ist, stellt sich im 
Hinblick auf die mit dem Vormünder- und Betreuervergütungsgesetz 
(VBVG) eingeführte Pauschalierung der zu vergütenden Stunden (§ 5 
VBVG) sowie im Hinblick auf die Inklusivstundensätze (§ 4 VBVG). 
Die Erhöhung der Umsatzsteuer wird zu einer Kürzung bei dem beim 
umsatzsteuerpflichtigen Betreuer verbleibenden Vergütungsanteil füh- 
ren. Ob die neue Betreuervergütung auskömmlich ist und ob die Ge- 
fahr von Qualitätsverlusten bei der Betreuung durch Übernahme zu 
vieler Betreuungen seitens einzelner Betreuer besteht, kann zuverläs- 
sig nur auf der Grundlage der von der Bundesregierung in Auftrag ge- 
gebenen rechtstatsächlichen Erhebung zur Evaluation des 2. Be- 
treuungsrechtsänderungsgesetzes festgestellt werden. Das beauftragte 
Institut für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik e. V., ISG, wird 
dabei auch die Auswirkungen der Umsatzsteuererhöhung auf die Be- 
treuervergütung und auf die Qualität der Betreuung untersuchen. Der 
Untersuchungszeitraum der Rechtstatsachenforschung erstreckt sich 
auf die Jahre 2005 bis einschließlich 2007. Der Deutsche Bundestag 
erhält zum 1. Juli 2007 einen Zwischenbericht. 

Ob und gegebenenfalls welcher gesetzgeberische Handlungsbedarf be- 
steht, kann erst auf der Grundlage der Untersuchungsergebnisse beur- 
teilt werden. Die Eänder, die im Wesentlichen die Betreuungskosten 
zu tragen haben, lehnen eine Änderung bei den Stundensätzen ohne 
eine Gesamtbetrachtung der Entwicklung zum jetzigen Zeitpunkt ein- 
hellig ab. 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 21 - 


Drucksache 16/2319 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


30. Abgeordneter 

Rainer 

Brüderle 

(FDP) 


Plant die Bundesregierung, die in das Steuer- 
änderungsgesetz 2007 nicht aufgenommene 
Einführung einer eigenen Geschäftsstatistik 
beim Statistischen Bundesamt für die Umsatz- 
steuer-, die Erbschafts- und die Schenkungs- 
steuer zu einem späteren Zeitpunkt in einem 
Gesetzgebungsverfahren aufzugreifen, und 
wenn ja, aus welchem Grund? 


31. Abgeordneter 

Rainer 

Brüderle 

(FDP) 


Beabsichtigt die Bundesregierung sicherzustel- 
len, dass alle Länder zeitgleich von den Fi- 
nanzbehörden die gleichen Datensätze zur Ein- 
kommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer 
erhalten wie der Bund, um bei Bedarf eigene 
Auswertungen durchführen zu können; wenn 
nein, weshalb nicht? 


32. Abgeordneter 

Rainer 

Brüderle 

(FDP) 


Warum erarbeitet das Statistische Bundesamt 
in Zusammenarbeit mit den Ländern keine ko- 
härente Steuerstatistik, die dem veränderten 
Bedarf an aktuellen Steuerstatistiken Rech- 
nung trägt, Mehrfachaufwand in Bund und 
Ländern - der zudem zu zwei statistischen Er- 
gebnissen führen kann - vermeidet und eine 
amtliche Statistik für alle Zwecke sicherstellt? 


33. Abgeordneter 

Rainer 

Brüderle 

(FDP) 


Strebt die Bundesregierung an, die Aufgaben- 
teilung zwischen dem Statistischen Bundesamt 
und den statistischen Ämtern der Länder 
grundsätzlich zugunsten des Bundesamtes zu 
ändern, und wenn ja, welche Auswirkungen er- 
wartet sie davon für das föderale System der 
amtlichen Statistik in Deutschland? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 24. Juli 2006 

Vorbemerkung der Bundesregierung 

Nach der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien 
sind in den Gesetzesbegründungen die Auswirkungen auf die Einnah- 
men und Ausgaben der öffentlichen Haushalte darzustellen. Die auf 
Basis des Steuerstatistikgesetzes erhobenen Daten sind deshalb vor al- 
lem für die Quantifizierung von geplanten Steuerrechtsänderungen 
von grundlegender Bedeutung. Hinzu kommen spezielle Auswertun- 
gen nach parlamentarischen Anfragen sowie Anfragen der obersten 
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Gerichte - insbesondere des Bundesverfassungsgerichts -, die auf die- 
ser Datenbasis aufbauen. 

Die im Rahmen des Steuerstatistikgesetzes erhobenen Daten betreffen 
Steuern, für die die Länder die Verwaltungshoheit haben. Die Länder 
haben damit - anders als der Bund - unmittelbaren Zugang zu den 
Steuerdaten, was ihnen nicht zuletzt bei Verfahren zur Steuergesetzge- 
bung einen erheblichen Inf ormationsvor Sprung sichert. Alle nach dem 
Steuerstatistikgesetz erhobenen Daten beruhen auf der Auswertung 
von Daten, die ohnehin beim Besteuerungsverfahren anfallen. Für die 
Steuerpflichtigen entstehen hieraus keine zusätzlichen Belastungen. 
Die Regelungen des Steuerstatistikgesetzes sehen einen gleichberech- 
tigten Zugang des Bundes und der Länder zu den Erhebungsdaten 
vor. 

Bei den Geschäftsstatistiken nach den §§ 2a und 2b des Gesetzes über 
Steuerstatistiken werden die im Rahmen des automatisierten Besteue- 
rungsverfahrens anfallenden Daten von den Finanzverwaltungen der 
Länder an das Bundesministerium der Finanzen weitergeleitet. Die 
statistische Aufbereitung dieser Daten ist dem Statistischen Bundes- 
amt übertragen worden. Das Statistische Bundesamt übermittelt unter 
vorgegebenen Bedingungen dem Bundesministerium der Finanzen 
und den obersten Finanzbehörden der Länder alle Einzelangaben die- 
ser Aufbereitung; an die statistischen Ämter der Länder dürfen gemäß 
den im Rahmen des Steueränderungsgesetzes 2007 getroffenen Rege- 
lungen die ihren jeweiligen Erhebungsbereich betreffenden Einzelan- 
gaben übermittelt werden. Daten von manuellen Veranlagungen, die 
in den Ländern noch durchgeführt werden, sind in den Geschäftssta- 
tistiken nicht enthalten. Der Anteil der manuellen Veranlagungen geht 
jedoch zunehmend zurück. Für die Kohärenz der Steuerstatistiken ist 
es im Übrigen unerheblich, ob die Daten von den Länderfinanzver- 
waltungen nicht nur an das Bundesministerium der Finanzen/Statisti- 
sche Bundesamt, sondern auch an die statistischen Landesämter gelie- 
fert werden. 

Die Einführung von jährlichen Geschäftsstatistiken berührt die bereits 
seit Jahren gesetzlich festgelegte turnusmäßige Durchführung von 
Statistiken nach § 1 Abs. 1 des Gesetzes über Steuerstatistiken nicht. 
Diese werden weiterhin durch das Statistische Bundesamt und die 
statistischen Landesämter durchgeführt. Bei der Durchführung dieser 
Statistiken übersenden die Finanzverwaltungen die im Rahmen des 
automatisierten und des manuellen Besteuerungsverfahrens angefalle- 
nen Daten zunächst an die statistischen Landesämter. Nach Prüfung 
der Daten werden diese an das Statistische Bundesamt weitergeleitet, 
das aus den 16 Einzelergebnissen ein Bundesergebnis erstellt. Diese 
Statistiken vermitteln damit ein vollständiges Bild aller im Rahmen 
des Besteuerungsverfahrens angefallenen Daten; ein Verzicht auf 
diese Statistiken ist vor diesem Hintergrund nicht beabsichtigt. 

Zu Frage 30 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Einführung einer jährlichen 
Erbschaft- und Schenkungsteuerstatistik sowie die Verbesserung der 
Umsatzsteuerstatistik erneut aufzugreifen. Dazu werden im Vorfeld 
Gespräche mit den Ländern geführt und alternative Möglichkeiten 
der Umsetzung im Steuerstatistikgesetz geprüft. Die Begründung er- 
gibt sich aus der Vorbemerkung der Bundesregierung. 
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Zu Frage 3 1 

Die für die Lieferung der Ausgangsdaten von Steuerstatistiken zustän- 
digen Finanzbehörden gehören zu den Ländern. Die obersten Finanz- 
behörden der Länder haben schon vor Lieferung an die statistischen 
Ämter Zugriff zu den Daten. Aus Sicht der Bundesregierung bestehen 
keine Einwände, dass die statistischen Landesämter zeitgleich wie das 
Statistische Bundesamt die Ausgangsdaten der Steuerstatistiken erhal- 
ten. 

Nach den §§ 2a und 2b des Gesetzes über Steuerstatistiken übermittelt 
das Statistische Bundesamt für Zusatzaufbereitungen zur Gesetzesfol- 
genabschätzung auf Anforderung dem Bundesministerium der Finan- 
zen und den obersten Finanzbehörden der Länder alle Einzelangaben 
zur Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer: Damit erhalten 
die Länder und der Bund zeitgleich die gleichen Datensätze. Ein wei- 
terer Regelungsbedarf besteht aus Bundessicht insoweit nicht. 

Zu Frage 32 

Vor dem Hintergrund des veränderten Bedarfs an aktuellen Steuersta- 
tistiken findet zwischen dem Statistischen Bundesamt und den statisti- 
schen Ämtern der Länder derzeit ein intensiver Meinungsaustausch 
hinsichtlich der Einführung weiterer jährlicher Statistiken statt, die 
sowohl den Anforderungen der Nutzer (oberste Finanzbehörden der 
Länder und des Bundes), als auch der föderalen Aufgabenteilung 
zwischen dem Statistischen Bundesamt und den statistischen Ämtern 
der Länder Rechnung tragen. Dabei wird geprüft, in welchem Maße 
Synergieeffekte durch stärkere Spezialisierung der neuen jährlich zen- 
tral erhobenen Geschäftsstatistiken in Verbindung mit den bisherigen 
dreijährlich dezentral erhobenen Statistiken erzielt werden können; 
vor allem sollen mit der anzustrebenden Aufgabenabgrenzung dieser 
Statistiken der Gesamtaufwand für die dreijährlich dezentral erhobe- 
nen Statistiken reduziert und die Statistikproduktion effizienter orga- 
nisiert werden. 

Die Kohärenz der Steuerstatistiken ist unabhängig davon zu jedem 
Zeitpunkt gewährleistet, da es für die Kohärenz der Steuerstatistiken 
unerheblich ist, ob die Daten von den Länderllnanzverwaltungen 
nicht nur an das Bundesministerium der Finanzen/Statistische Bun- 
desamt, sondern auch an die statistischen Landesämter geliefert wer- 
den. 

Zu Frage 33 

Die Bundesregierung strebt im Rahmen der grundgesetzlichen Ord- 
nung eine kostengünstige und optimale Nutzung der steuerstatisti- 
schen Daten im Sinne einer größtmöglichen Aktualität und umfang- 
reichster Auswertungsmöglichkeiten für alle an den steuerlichen Ge- 
setzgebungsverfahren Beteiligten an. 


34. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(FDP) 


Sieht die Bundesregierung in der Tatsache, 
dass auf tierärztliche Leistungen in Deutsch- 
land der volle Mehrwertsteuersatz erhoben 
wird, während er in der Schweiz bei 2,4 Pro- 
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zent liegt, eine Wettbewerbsverzerrung zu 
Ungunsten deutscher Tierärzte im deutsch- 
schweizerischen Grenzgebiet, und wenn ja, 
was gedenkt sie, dagegen zu tun? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 27. Juli 2006 

Die Bundesregierung sieht in den unterschiedlichen Umsatzsteuersät- 
zen für tierärztliche Leistungen keine Wettbewerbsnachteile zu Lasten 
der einheimischen Tierärzte im deutsch-schweizerischen Grenzgebiet. 
Die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft - einschließlich der Tier- 
ärzte - hängt von verschiedenen Umständen ab. Ein wesentliches Ele- 
ment dabei ist das Kostenniveau, das wiederum durch sehr unter- 
schiedliche Einflüsse bestimmt wird. Die Mehrwertsteuer ist hier nur 
einer von mehreren Eaktoren. Gerade im veterinärmedizinischen Be- 
reich spielt auch die Qualität der persönlichen Arbeitsleistung eine 
entscheidende Rolle. 


35. Abgeordneter 

Hans-Michael 

Goldmann 

(EDP) 


Plant die Bundesregierung für den Agrardiesel 
eine vergleichbare Absenkung der Mineralöl- 
steuer wie für den Hafenumschlag im beschlos- 
senen Energiesteuergesetz, und wenn nein, wa- 
rum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 26. Juli 2006 

Die Bundesregierung sieht im Hinblick auf den von ihr eingeschlage- 
nen Konsolidierungskurs keine Möglichkeit, den in der Land- und 
Porstwirtschaft verwendeten Dieselkraftstoff über das im Energie- 
steuergesetz vorgesehene Maß hinaus mineralölsteuerlich zu begünsti- 
gen. 


36. Abgeordneter In welcher Weise plant die Bundesregierung, 

Frank § 40 des Kreditwesengesetzes (KWG) zu än- 

Schäffler dem, und wie begründet die Bundesregierung, 

(PDP) dass eine geplante Änderung des § 40 KWG 

bezüglich der zwingenden gemeinnützigen 
Verwendung von etwaigen Überschüssen nicht 
für die Bankgesellschaft Berlin gelten soll (Bör- 
sen-Zeitung vom 15. Juli 2006, S. 3)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 24. Juli 2006 

Die Bundesregierung prüft derzeit, wie § 40 des Kreditwesengesetzes 
dergestalt angepasst werden kann, dass mit den Änderungen den Be- 
denken der Kommissionsdienststellen sowohl hinsichtlich des Ver- 
tragsverletzungsverfahrens zu dieser Vorschrift als auch des Beihilfe- 
falls der Bankgesellschaft Berlin AG Rechnung getragen wird. 
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Die Gespräche hierüber mit allen Beteiligten dauern noch an. Inso- 
weit ist auch noch nicht abschließend geklärt, in welcher Weise das für 
Sparkassen typische Merkmal der gemeinnützigen Gewinnverwen- 
dung im Geschäftsgebiet umgesetzt wird. 


37. Abgeordneter 

Frank 

Schäffler 

(FDP) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die freien 
Berufe in die geplante kommunale Unterneh- 
menssteuer einzubeziehen, und wie könnte 
eine mögliche Einbeziehung ausgestaltet wer- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 27. Juli 2006 

Das Bundeskabinett hat am 12. Juli 2006 Eckpunkte zur Unterneh- 
menssteuerreform 2008 beschlossen. Die Bundesregierung beabsich- 
tigt im Rahmen der anstehenden Unternehmenssteuerreform, die Ge- 
werbesteuer zu einer kommunalen Unternehmenssteuer fortzuent- 
wickeln, die wie diese eine wirtschaftskraftbezogene Unternehmens- 
besteuerung mit Hebesatzrecht ist und den Kommunen insgesamt ein 
stetiges Aufkommen sichert. Die Eckpunkte werden während der 
parlamentarischen Sommerpause unter der Federführung des Bundes- 
ministeriums der Finanzen weiter konkretisiert und werden dann Ge- 
genstand eines erneuten Beschlusses des Kabinetts sein. 


38. Abgeordneter 

Dr. Hermann Otto 
Solms 

(FDP) 


Welche Arten von Kapitaleinkünften sollen in 
die geplante Abgeltungssteuer einbezogen wer- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 13. Juli 2006 

Die Bundesregierung und die sie tragenden Parteien haben sich auf 
die Einführung einer Abgeltungssteuer für Einkünfte aus Kapitalanla- 
gen als einen Eckpunkt der Unternehmenssteuerreform verständigt. 
Auf die Festlegung eines Eckpunkts folgt die konkrete Ausarbeitung 
einer solchen Regelung. Da diese Arbeiten noch nicht abgeschlossen 
sind, können noch keine Aussagen zu den Arten der von einer solchen 
Abgeltungssteuer erfassten Erträge aus Kapitalanlagen gemacht wer- 
den. 


39. Abgeordneter 

Dr. Hermann Otto 
Solms 

(FDP) 


Welche Kapitaleinkünfte werden in den ande- 
ren Mitgliedstaaten der EU, die eine Abgel- 
tungssteuer haben, im Rahmen dieser Steuer 
erfasst? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 13. Juli 2006 

Die in anderen EU-Staaten eingeführten Abgeltungssteuermodelle va- 
riieren insbesondere hinsichtlich der Erfassung von Zinsen und Divi- 
denden. In einigen Staaten wird die Abgeltungssteuer nur auf Zinsen 
angewendet, in anderen wird sie auch auf Dividenden aber mit einem 
anderen Steuersatz und in einigen Staaten unterschiedslos mit dem 
gleichen Steuersatz auf Zinsen und Dividenden angewendet. 


40. Abgeordneter Welche weiteren Änderungen plant die Bun- 

Dr. Hermann Otto desregierung bei der Besteuerung von Kapital- 
Solms einkünften? 

(EDP) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 13. Juli 2006 

Änderungen im Bereich der Besteuerung von Kapitaleinkünften sind 
einmal abhängig von der konkreten Ausgestaltung einer Abgeltungs- 
steuer. Da letztere sich noch in der Planungsphase befindet, können 
auch noch keine Aussagen zu darüber hinausgehenden Änderungsvor- 
haben gemacht werden. Davon unabhängig wird der Entwurf eines 
Jahressteuergesetzes 2007 noch eine Reihe insbesondere technischer 
Änderungen bei der Besteuerung der Einkünfte aus Kapitalvermögen 
enthalten. Dazu verweise ich ergänzend auf den bereits veröffentlich- 
ten Referentenentwurf. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 


41. Abgeordnete 
Eva 

Bulling-Schröter 

(DIE EINKE.) 


Trifft es zu, dass der Bundesminister für Er- 
nährung, Eandwirtschaft und Verbraucher- 
schutz, Horst Seehofer, den jährlichen Waldzu- 
standsbericht abschaffen will, und wie beurteilt 
dies die Bundesregierung angesichts des gülti- 
gen Beschlusses des Deutschen Bundestages 
vom 23. September 1993 zu Nummer 1 der Be- 
schlussempfehlung auf Bundestagsdrucksache 
12/4943, mit dem dieser die Bundesregierung 
zur Vorlage eines jährlichen Waldzustandsbe- 
richts aufgef ordert hatte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 25. Juli 2006 

Es trifft nicht zu, dass Bundesminister Horst Seehofer den Wald- 
zustandsbericht abschaffen will. Derzeit wird allerdings geprüft, wie 
das Berichtswesen des BMEEV zeitgemäßer gestaltet werden kann. 
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Ziel ist es, sowohl inhaltliche Verbesserungen als auch eine erhöhte 
Aktualität der einzelnen Berichtsinhalte und Themenfelder für die 
Hauptadressaten der Berichterstattung - die Abgeordneten des Deut- 
schen Bundestages und die fachlich interessierte Öffentlichkeit - zu er- 
reichen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


42. Abgeordneter 

Dirk 

Manzewski 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung konkrete Angaben 
über die Anzahl der Gerichtsverfahren im 
Zusammenhang mit der geplanten Inbetrieb- 
nahme des Truppenübungsplatzes Wittstock 
(Kyritz-Ruppiner Heide) durch die Bundes- 
wehr machen, und wenn ja, in welchem Ver- 
fahrensstadium sich diese befinden? 


43. Abgeordneter 

Dirk 

Manzewski 

(SPD) 


Wie viele der abgeschlossenen Verfahren sind 
in diesem Zusammenhang schon für, und wie 
viele gegen die Bundesregierung entschieden 
worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Schmidt 
vom 20. Juli 2006 

Im Zusammenhang mit der geplanten Inbetriebnahme des Truppen- 
übungs- und Luft-Boden-Schießplatzes Wittstock durch die Bundes- 
wehr sind insgesamt 239 Klagen bei Gericht eingereicht worden. 
Diese unterteilen sich 

- in Klagen gegen die Zuordnung von Parzellen des Truppenübungs- 
platzes Wittstock zum Vermögen des Bundes (202 Klagen), 

- in Klagen, die sich allgemein gegen die beabsichtigte militärische 
Nutzung des Truppenübungsplatzes Wittstock richten und mit den 
Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts vom 14. Dezember 
2000 ihren Abschluss gefunden haben (19 Klagen), sowie 

- in Klagen, die sich gegen die Verwaltungsentscheidung des BMVg 
vom 9. Juli 2003 wenden, in der die Belange der nach den Vorgaben 
des Bundesverwaltungsgerichts angehörten Gemeinden mit dem In- 
teresse des Bundes an der militärischen Nutzung des Platzes abge- 
wogen wurden und Art und Umfang der Nutzung im Einzelnen 
festgelegt worden sind (18 Klagen). 

Von den ursprünglich 239 Klageverfahren sind insgesamt 221 Klage- 
verfahren abgeschlossen. So sind alle Vermögenszuordnungsverfahren 

- bis auf ein offenes Verfahren - rechtskräftig zu Gunsten des Bundes 
entschieden. 
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Von den Klageverfahren, die sich allgemein gegen die Planungen der 
Bundeswehr zur militärischen Nutzung des Truppenübungsplatzes 
Wittstock gerichtet haben, sind zwei Klagen in dritter Instanz durch 
die oben genannten Urteile des Bundesverwaltungsgerichts vom 
14. Dezember 2000 entschieden worden. Diese beiden Klageverfahren 
wurden stellvertretend für alle weiteren allgemein gegen die militäri- 
sche Nutzung erhobenen Klagen als Musterverfahren durchgeführt. 
Die genannten beiden Urteüe sind zwar formal gegen den Bund er- 
gangen, das Bundesverwaltungsgericht hat darin jedoch bestätigt, dass 
der Bund grundsätzlich berechtigt ist, den Truppenübungsplatz Witt- 
stock in der beabsichtigten Weise militärisch zu nutzen. Alle übrigen 
diesbezüglichen Verfahren sind durch Rücknahme der Klagen be- 
endet worden. 

Von den ursprünglich 18 Klageverfahren gegen die Verwaltungsent- 
scheidung des BMVg vom 9. Juli 2003 sind derzeit noch 17 Klagen in 
erster Instanz vor dem Verwaltungsgericht rechtshängig. Eine dieser 
Klagen wurde durch Klagerücknahme beendet. Eine Entscheidung 
der Gerichte in den laufenden Verfahren steht noch aus. 

Zu den Klageverfahren hinzu kommen schließlich noch 13 weitere 
Verfahren im so genannten einstweiligen Rechtschutz, die sich unter- 
teilen 

- in Verfahren von Klägern nach § 80 Abs. 5 der Verwaltungsge- 
richtsordnung (VwGO) auf Wiederherstellung der aufschiebenden 
Wirkung ihrer Klagen gegen die Verwaltungsentscheidung des 
BMVg vom 9. Juli 2003 (acht Verfahren) sowie 

- in Verfahren des Bundes nach § 80 Abs. 7 VwGO auf Aufhebung 
der in den vorangegangenen Verfahren nach § 80 Abs. 5 VwGO er- 
gangenen Entscheidungen wegen veränderter Sach- und Rechtslage 
(fünf Verfahren). 

In fünf der acht Verfahren nach § 80 Abs. 5 VwGO ist die aufschie- 
bende Wirkung der Klagen gegen die Verwaltungsentscheidung vom 
9. Juli 2003 durch das Verwaltungsgericht wiederherge stellt worden. 
Die hiergegen gerichteten Beschwerden des Bundes zum Oberverwal- 
tungsgericht sind zurückgewiesen worden. In den übrigen drei Verfah- 
ren hat der Bund obsiegt. 

Das BMVg hat im Dezember 2005 die Aufhebung der oben genann- 
ten fünf zum Nachteil des Bundes ergangenen Beschlüsse gemäß § 80 
Abs. 7 VwGO wegen veränderter Sach- und Rechtslage beantragt, 
nachdem entsprechend den Vorgaben des Bundesverwaltungsgerichts 
die Anliegergemeinden angehört und die Verfahren wegen Vermö- 
genszuordnung zu Gunsten des Bundes entschieden worden waren. 
Von den Verfahren nach § 80 Abs. 7 VwGO konnte eines nach über- 
einstimmender Erledigungserklärung rechtskräftig abgeschlossen wer- 
den. Die übrigen Verfahren dauern noch an. Das Verwaltungsgericht 
hat zwar erstinstanzlich auch in diesen Verfahren bereits entschieden. 
In einem Eall hat der Bund obsiegt, in den übrigen Eällen ist der 
Antrag des Bundes zurückgewiesen worden. Die Beschlüsse des Ver- 
waltungsgerichts sind jedoch noch nicht rechtskräftig, da sowohl vom 
Bund, soweit der Bund unterlegen ist, als auch vom Kläger in dem 
Verfahren, in dem der Bund obsiegt hat, Beschwerde zum Oberver- 
waltungsgericht erhoben worden ist. 
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44. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(DIE LINKE.) 


Wer hat Bundeswehrangehörige (aufgeschlüs- 
selt nach Anzahl, jeweiligem Truppenteil sowie 
Aufgabengebiet) zum Einsatz anlässlich des 
Besuchs von George W. Bush in Mecklenburg- 
Vorpommern angefordert, und anhand wel- 
cher Rechtsgrundlage geschah dies? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Friedbert Pflüger 
vom 20. Juli 2006 

Die Unterstützung der Bundeswehr im Rahmen der Amtshilfe anläss- 
lich des Besuchs des Präsidenten der Vereinigten Staaten von Ameri- 
ka, George W. Bush, in Mecklenburg-Vorpommern wurde durch den 
Innenminister des Landes Mecklenburg-Vorpommern, Dr. Gottfried 
Timm, mit Schreiben vom 26. Mai 2006 beantragt. Es wurden jedoch 
im Detaü keine bestimmte Anzahl von Bundeswehrangehörigen oder 
bestimmte Truppenteile angefordert, sondern es wurde um technisch- 
logistische Unterstützung gebeten, die u. a. Pioniermittel (Gerät zur 
Durchführung von Straßensperren, Ealtstraßengerät), Aufklärungs- 
mittel (Luft- und Seeaufklärung, Nachtsicht-/Wärmebildgeräte), Eern- 
meldegerät (Relaisstationen, Peil- und Ortungsgerät) sowie ABC-Ab- 
wehrtechnik und ABC-Abwehrkräfte umfasste. Weiterhin haben die 
Bundespolizei und das Technische Hilfswerk als nachgeordnete Be- 
hörden des Bundesministeriums des Innern um Amtshilfe zur Unter- 
bringung von Einsatzkräften gebeten. 

Die Unterstützung der Bundeswehr im Rahmen der Amtshilfe erfolgt 
auf der Grundlage des Artikels 35 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG). 
Danach ist eine technisch-logistische Unterstützung durch die Bundes- 
wehr zulässig, da in diesem Rahmen durch Soldaten keine hoheit- 
lichen Aufgaben unter Inanspruchnahme von Zwangs- und Eingriffs- 
befugnissen wahrgenommen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


45. Abgeordneter 

Dr. Georg 
Nüßlein 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Einfüh- 
rung einer sog. Widerspruchslösung bei der 
Entnahme von Organen, Organteilen und Ge- 
weben zum Zwecke der Übertragung auf ande- 
re Menschen im Vergleich zu der sog. erweiter- 
ten Zustimmungslösung, wie sie zurzeit im 
deutschen Transplantationsgesetz verankert 
ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rolf Schwanitz 
vom 26. Juli 2006 

Das Transplantationsgesetz (TPG) erlaubt die Organentnahme im To- 
desfall, wenn der Verstorbene zu Lebzeiten darin eingewilligt hat. 
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oder, falls eine Erklärung des Verstorbenen hierzu nicht vorliegt, 
wenn die nächsten Angehörigen des Verstorbenen einer Organentnah- 
me vorher zugestimmt haben (so genannte erweiterte Zustimmungs- 
lösung). Die Widerspruchslösung, also eine gesetzliche Regelung der 
postmortalen Organspende auf der Grundlage einer vermuteten Ein- 
willigung, wenn der Verstorbene einer Organentnahme zu Eebzeiten 
nicht widersprochen hatte, wurde im Gesetzgebungsverfahren zum 
TPG 1997 nicht mehr in Erwägung gezogen; ein von der Bundesregie- 
rung bereits 1978 vorgelegter Gesetzentwurf, der die Widerspruchs- 
lösung vorsah, war unter anderem deswegen gescheitert. Ein entspre- 
chender Gesetzentwurf oder Änderungsantrag zum interfraktionellen 
Entwurf des TPG wurde von keiner Seite eingebracht. Es ist anzuneh- 
men, dass der damalige auf breiter Mehrheit im Deutschen Bundestag 
fußende Konsens, dass eine postmortale Organentnahme nur auf der 
Grundlage ausdrücklich erteilter Zustimmung zulässig sein soll, auch 
heute noch besteht. Es ist auch davon auszugehen, dass die nach dem 
TPG geltende Zustimmungsregelung besser als die Widerspruchsrege- 
lung geeignet ist, das notwendige Vertrauen der Bevölkerung in die 
Transplantationsmedizin zu erhalten und langfristig die Bereitschaft 
zur postmortalen Spende zu erhöhen. 


46. Abgeordneter 

Dr. Ilja 
Seifert 

(DIE EINKE.) 


Welche Rolle soll - in Anbetracht der Erkennt- 
nis, dass Medikamente, Heilverfahren usw., 
die ausschließlich oder überwiegend an gesun- 
den Männern getestet wurden, auf Erauen, 
Kinder, behinderte und/oder alte Menschen 
und/oder in bestimmten Eebenssituationen un- 
ter Umständen ganz anders wirken können - 
bei der Ausgestaltung der Gesundheitsreform 
(Eckpunkte) im SGB V zukünftig die Berück- 
sichtigung geschlechts-, alters- und lebenslagen- 
spezifischer Unterschiede sowie die Belange 
behinderter und chronisch und/oder psychisch 
kranker Menschen spielen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 17. Juli 2006 

Die anstehende Gesundheitsreform wird den Belangen der Kranken, 
insbesondere auch der chronisch Kranken, in vielfältiger Weise Rech- 
nung tragen. Grundlage hierfür ist vor allem die zielgenaue Ausstat- 
tung der Krankenkassen mit Einanzierungsmitteln durch den neuen 
Gesundheitsfonds. Nach den vorliegenden „Eckpunkten zu einer Ge- 
sundheitsreform 2006“ sind deshalb die Mittel des Gesundheitsfonds 
unter Berücksichtigung beispielsweise der Kriterien Alter, Krankheit 
und Geschlecht auf die Krankenkassen zu verteilen und ein zielge- 
nauer Ausgleich der unterschiedlichen Risiken der Versicherten über 
den Eonds zu gewährleisten. 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 31 - 


Drucksache 16/2319 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwickiung 


47. Abgeordneter 

Horst 

Friedrich 

(Bayreuth) 

(FDP) 


Von welcher Bauzeit und von welchen Termi- 
nen zur Fertigstellung und Verkehrsfreigabe 
geht die Bundesregierung bei der Erweiterung 
der Bundesautobahn 3 auf sechs Fahrstreifen 
im Raum Aschaffenburg aus? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 24. Juli 2006 

Nach bereits erfolgtem Ausbau der Streckenabschnitte westlich der 
Anschlussstelle Aschaffenburg-West und östlich der Anschlussstelle- 
Ost (bis Hösbach) konnte im Oktober 2005 auch mit dem Ausbau des 
dazwischen liegenden rund 5 km langen Abschnitts begonnen werden. 
Im November 2008 soll die Bundesautobahn 3 - nach dreijähriger 
Bauzeit für den Mittelabschnitt - im Raum Aschaffenburg komplett 
sechsstreifig für den Verkehr zur Verfügung stehen. 


48. Abgeordneter 

Horst 

Friedrich 

(Bayreuth) 

(FDP) 


Hat die Bundesregierung geprüft, ob eine be- 
schleunigte Fertigstellung der Baumaßnahmen 
dadurch erreicht werden kann, dass die erfor- 
derlichen Bauarbeiten durchgehend im Mehr- 
schichtbetrieb, insbesondere auch nachts 
durchgeführt werden, und wenn nein, warum 
nicht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 24. Juli 2006 

Aufgrund der Intention einer kürzestmöglichen Bauzeit des Aus- 
bauabschnitts Aschaffenburg-West-Aschaffenburg-Ost wurden durch 
die bayerische Straßenbauverwaltung auch die angesprochenen Mög- 
lichkeiten von Mehrschichtbetrieb und Nachtarbeit geprüft. 

Die Bauverträge beinhalten deshalb die Verpflichtung zur vollen Aus- 
nutzung des Tageslichts - das heißt in der Regel zum 2-Schicht-Betrieb 
- sowie zur Samstagsarbeit. Weitere Beschleunigungen bei den bau- 
zeitbestimmenden Talbrücken sind nicht möglich, da diese in unmittel- 
barer Nähe von Wohnbebauung liegen und nächtlicher Baulärm für 
die betroffene Bevölkerung nicht zumutbar und nicht zulässig ist. 


49. Abgeordneter 

Horst 

Friedrich 

(Bayreuth) 

(FDP) 


Hat die Bundesregierung geprüft, welcher 
volkswirtschaftliche Schaden unter anderem 
infolge von Staus durch die eingeschränkte Ka- 
pazität der Bundesautobahn 3 und durch die 
Erweiterungsmaßnahmen selbst entsteht, und 
wie hoch beziffert die Bundesregierung diesen 
Schaden? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 24. Juli 2006 

Eine rein theoretische Abschätzung der volkswirtschaftlichen Erspar- 
nisse einer Baudurchführung in drei Schichten - gegenüber einem 
Zweischichtbetrieb - führt zu einem Betrag in Höhe von rund 
7,7 Mio. Euro. Dem stehen nach Aussagen der bayerischen Straßen- 
bauverwaltung Mehraufwendungen für die etwa doppelt so teuren 
Nachtarbeiten in Höhe von rund 13 Mio. Euro gegenüber. Dieser 
Vergleich zeigt, dass die Einrichtung eines Dreischichtbetriebs unwirt- 
schaftlich ist. 


50. Abgeordneter 
Peter 
Hettlich 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie bewertet die Bundesregierung den Hand- 
lungsbedarf der Stadt Dresden nach der 
Entscheidung des Welterbekomitees der 
UNESCO, das Dresdner Elbtal auf die Rote 
Eiste zu setzen, und welche Konsequenzen er- 
geben sich für den Bund und den Ereistaat 
Sachsen im Umgang mit Mitteln aus dem Ge- 
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVEG)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 25. Juli 2006 

Die Bundesregierung empfiehlt der Stadt Dresden, gemeinsam mit 
der UNESCO für die Kulturlandschaft in Dresden eine Eösung zu su- 
chen, die nicht zur Aberkennung des Status Weltkulturerbe führt. Vor- 
bild könnte das Vorgehen der Stadt Köln sein. Köln hat die Kritik des 
Welterbekomitees an seinen Hochhausplänen ausgeräumt, indem es 
neue städtebauliche Varianten entwickelt hat, die auch nach Auffas- 
sung des Welterbekomitees den Blick auf den Kölner Dom nicht be- 
einträchtigen. Das Welterbekomitee hat deshalb den Kölner Dom aus 
der Eiste des Welterbes in Gefahr („Rote Eiste“) gestrichen. 

Im Rahmen des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVEG) 
fördert der Bund Investitionen zur Verbesserung der Verkehrsverhält- 
nisse der Gemeinden. Die auch für den Straßenbau einsetzbaren 
GVEG-Mittel werden den Eändern nach einem Schlüssel zugeteilt. 
Diese Mittel stehen im Rahmen der GVEG-Eörderkriterien in der ei- 
genverantwortlichen Disposition der Eänder, die dafür entsprechende 
Eörderprogramme aufstellen. Über die Aufnahme des Vorhabens Bau 
einer neuen Elbbrücke oder einer alternativen Eösung entscheidet der 
Ereistaat Sachsen. 


51. Abgeordneter 
Peter 
Hettlich 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Höhe und mit welchen Einan- 
zierungsschwerpunkten sollte aus Sicht der 
Bundesregierung die vom Bundesminister für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Wolfgang 
Tiefensee, angekündigte „deutliche Quoten- 
veränderung ... zu Gunsten des Wasser- 
straßenausbaus“ in den kommenden vier 
Jahren erfolgen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 25. Juli 2006 

Die deutliche Quotenveränderung zu Gunsten des Wasserstraßenaus- 
baus kommt in der mittelfristigen Finanzplanung zum Ausdruck. Für 
Investitionen in die Wasserstraßeninfrastruktur im Binnen- und Küs- 
tenbereich sind in der mittelfristigen Finanzplanung nachfolgend auf- 
geführte Beträge aufgenommen: 

2007: rund 469 Mio. Euro, 

2008: rund 572 Mio. Euro, 

2009: rund 643 Mio. Euro, 

2010: rund 633 Mio. Euro. 


Der Schwerpunkt liegt auf Ersatzinvestitionen, die mit Erweiterungs- 
anteilen kombiniert sind. 


52. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe gibt es dafür, dass die Parla- 
mentarische Staatssekretärin beim Bundesmi- 
nister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 
Karin Roth, am 10. Juli 2006 im Bundeswahl- 
kreis Schwandorf/Cham bekannt gegeben hat, 
dass mit dem Baubeginn der Bundesstraße 85 
bei Wackersdorf noch in diesem Jahr zu rech- 
nen ist, obwohl mir auf meine schriftliche An- 
frage Nummer 49 vom 1. Juni 2006 auf Bun- 
destagsdrucksache 16/1842 mitgeteilt wurde, 
dass „angesichts der bestehenden hohen Bin- 
dungen für die in Bayern in Bau befindlichen 
Bundesfernstraßenprojekte ... mit einem Bau- 
beginn in diesem Jahr voraussichtlich nicht zu 
rechnen“ ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 25. Juli 2006 

Hintergrund meiner Aussage am 10. Juli 2006 in Schwandorf zum 
Ausbau der Bundesstraße 85 bei Wackersdorf („ich kann mir vorstel- 
len, dass wir den Baubeginn in diesem Jahr noch unterbringen!“; Zitat 
„Neuer Tag“ vom 11. Juli 2006) war das Ergebnis einer nochmaligen 
Überprüfung des Bauprogramms unter Würdigung der besonderen 
Bedeutung dieses kostenmäßig begrenzten Projekts und einem mög- 
lichen Baubeginn im Spätherbst dieses Jahres. 


53. Abgeordneter 

Dr. Gerd 
Müller 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe hat der Bund Haushaltsmittel 
zur Planung und zur Umsetzung der angekün- 
digten Elektrifizierung der Bahnstrecke zwi- 
schen München und Lindau eingesetzt? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 24. Juli 2006 

Derzeit stehen für die Elektrifizierung der Bahnstrecke zwischen Mün- 
chen und Lindau keine Haushaltsmittel des Bundes zur Verfügung. 


54. Abgeordneter 

Dr. Gerd 
Müller 

(CDU/CSU) 


Mit welcher Dringlichkeit ist der Bahnaus- 
bau München-Lindau im Bundesverkehrs- 
wegeplan eingestuft? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 24. Juli 2006 

Im Bundesverkehrswegeplan 2003 ist das Vorhaben Ausbaustrecke 
München-Lindau als Internationales Projekt eingestuft. Die Einstu- 
fung des Vorhabens im Bedarfsplan Schiene 2004 erfolgte durch den 
Gesetzgeber in den Vordringlichen Bedarf. 


55. Abgeordnete 

Andrea Astrid 
Voßhoff 

(CDU/CSU) 


Lür welche Projekte, die mit der S-Bahnverlän- 
gerung von Berlin-Spandau nach Lalkensee 
konkurrieren, wurden seit dem Jahr 2000 bun- 
desweit standardisierte Bewertungen durchge- 
führt? 


56. Abgeordnete 

Andrea Astrid 
Voßhoff 

(CDU/CSU) 


Welche Nutzen-Kosten-Verhältnisse weisen 
diese Projekte jeweüs auf (bitte bundesweit 
und projektweise aufschlüsseln)? 


57. Abgeordnete An welcher Stelle dieser Prioritätenreihung 

Andrea Astrid steht daher das Projekt Berlin-Spandau-Lal- 

Voßhoff kensee im bundeweiten Vergleich? 

(CDU/CSU) 


58. Abgeordnete 

Andrea Astrid 
Voßhoff 

(CDU/CSU) 


Welchen Investitionsumfang weisen die in den 
Prägen 56 und 57 genannten Projekte schät- 
zungsweise auf (bitte projektweise aufschlüs- 
seln)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick 
vom 21. Juli 2006 

Die Prägen 55 bis 58 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge- 
meinsam beantwortet. 
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Der Bundesregierung sind Projekte, die mit der S-Bahnverlängerung 
von Berlin-Spandau nach Falkensee konkurrieren, nicht bekannt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


59. Abgeordnete 
Sylvia 
Kotting-Uhl 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Liegt der Bundesregierung eine fundierte Ge- 
fahrenanalyse für perfluorierte Verbindungen 
wie Perfluoroctansulfonsäure (PFOS) oder 
Perfluoroctansäure (PFOA) vor, und wie beur- 
teilt die Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang die derzeitig vorhandene Datenlage? 


Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 11. Juli 2006 

Zur Toxikologie und Risikobewertung von Perfluortensiden (wie z. B. 
PFOS, PFOA) liegen z a hlreiche Veröffentlichungen vor. Eine Über- 
sicht findet sich in dem Aufsatz „Risikobewertung von Perfluorten- 
siden als Beitrag zur aktuellen Diskussion zum REACH-Dossier der 
EU-Kommission“ (Marc Fricke, Uwe Lahl: Z Umweltchem Ökotox 
17 (1) 3649 (2005)). 

Die von dem Vereinigten Königreich in Auftrag gegebene Risiko- 
bewertung von PFOS wurde der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften zur Verfügung gestellt. Aufgrund der beschriebenen 
Datenlage hat diese daraufhin, nachdrücklich unterstützt von Deutsch- 
land und anderen Mitgliedstaaten, einen „Vorschlag für eine Richt- 
linie des Europäischen Parlaments und des Rates über Beschränkun- 
gen des Inverkehrbringens und der Verwendung von Perfluoroctan- 
sulfonaten (Änderung der Richtlinie 76/769/EWG) vorgelegt (Bun- 
desratsdrucksache 899/05). Dieser Richtlinienvorschlag, der derzeit 
in der Ratsarbeitsgruppe „Technische Harmonisierung - Gefährliche 
Stoffe“ beraten wird, sieht weitgehende Verbote vor. Die Bundesregie- 
rung setzt sich hierbei im Einvernehmen mit dem Bundesrat für wei- 
tere Verschärfungen der vorgeschlagenen Beschränkungsmaßnahmen 
ein. 

Weiterhin beteiligt sich Deutschland an der derzeit laufenden Gefah- 
renbeurteilung („Hazard Assessment“) und Risikobewertung von 
PFOA. Die amerikanische Umweltschutzagentur (US-EPA) erstellt 
hierbei den humantoxikologischen Teil, wogegen das Umweltbundes- 
amt (UBA) und das Beratergremium für Altstoffe (BUA) gemeinsam 
den ökotoxikologischen Part bearbeiten. Die Ergebnisse sollen sowohl 
der OECD als auch der Europäischen Kommission zur Verfügung ge- 
stellt werden. 
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60. Abgeordnete 
Sylvia 
Kotting-Uhl 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Werden routinemäßige Kontrollen auf perfluo- 
rierte organische Tenside durchgeführt, und 
wenn ja, in welchen Bereichen? 


Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 11. Juli 2006 

Das Inverkehrbringen und Verwenden von perfluorierten organischen 
Tensiden ist derzeit nicht verboten. Insofern ist nicht davon auszuge- 
hen, dass derzeit routinemäßige Kontrollen durchgeführt werden. So- 
bald jedoch Beschränkungsmaßnahmen in Kraft treten (z. B. nach der 
Verabschiedung der o. g. Richtlinie zu PEOS und deren Umsetzung in 
nationales Recht), obliegen den für den Vollzug des Chemikalien- 
rechts zuständigen Behörden der Eänder die Kontrolle und Über- 
wachung der entsprechenden Verbote. 


61. Abgeordnete 

Undine 

Kurth 

(Quedlinhurg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie sind das zentrale Reporting und Monito- 
ring über Verbleib, Status und Austausch- und 
Transportaktivitäten von Cetacea in Gefangen- 
schaft innerhalb der Europäischen Union und 
innerhalb Deutschlands geregelt, und sind die- 
se Daten für Behörden, Verbände und interes- 
sierte Bürgerinnen und Bürger frei zugänglich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Müller 
vom 24. Juli 2006 

Details über den Transport von Cetacea innerhalb der Gemeinschaft 
sind von der zweijährlichen Berichtspflicht der Mitgliedstaaten nach 
Artikel 15 Abs. 4 Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 338/97 
i. V. m. Artikel 69 der Verordnung (EG) Nr. 865/2006 nicht erfasst. 
Die Bundesregierung berichtet allerdings in ihren Zweijahresberich- 
ten über die Anzahl der von den zuständigen Eandesbehörden erteil- 
ten Transportgenehmigungen nach Artikel 9 der Verordnung (EG) 
Nr. 338/97. Diese Zahlen sind unter www.bfn.de/0305_stat_t2.html 
auf der Homepage des Bundesamtes für Naturschutz (BfN) abrufbar. 
Cetacea unterliegen im Übrigen nach § 7 Abs. 2 der Bundesarten- 
schutzverordnung der Meldepflicht gegenüber der zuständigen Ean- 
desbehörde. Danach sind insbesondere der Beginn der Haltung sowie 
die Verlegung des regelmäßigen Standorts der Tiere unverzüglich der 
nach Eandesrecht zuständigen Behörde anzuzeigen. Eine zentrale Er- 
fassung dieser Bewegungen erfolgt nicht. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


62. Abgeordnete 

Cornelia 

Hirsch 

(DIE LINKE.) 


Was ist der Grund dafür, dass die Bundesre- 
gierung dem BAföG in ihrer Politik nur eine 
geringe Priorität beimisst, was sich unter ande- 
rem daran zeigt, dass die Bedarfssätze und 
Ereibeträge beim BAföG trotz mehrmaliger 
Eorderung des Beirats für Ausbildungsförde- 
rung laut Haushaltsvorlage aus dem Kabinett 
auch 2007 nicht angepasst werden sollen, und 
wie will sie auf Grundlage dieser Politik zu- 
künftig einen sozial diskriminierungsfreien Zu- 
gang zur Hochschule sichern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Andreas Storm 
vom 26. Juli 2006 

Der Vorwurf, die Bundesregierung messe dem BAföG nur eine gerin- 
ge Priorität bei, trifft nicht zu. Auch der Beirat für Ausbildungsförde- 
rung hat keineswegs die Anhebung der Bedarfssätze und Ereibeträge 
gefordert, wie Sie in dessen Stellungnahmen nachlesen können, die 
den letzten beiden Berichten der Bundesregierung nach § 35 BAföG 
(Bundestagsdrucksachen 15/4995 und 15/890) beigefügt waren. Die 
dort vielmehr lediglich jeweils zum Ausdruck gebrachte Erwartung, 
dass eine schleichende Aushöhlung der staatlichen Ausbildungsförde- 
rung vermieden werden muss, wird auch von der Bundesregierung ge- 
teilt. Die am 18. Juli 2006 bekannt gewordenen jüngsten Daten aus 
der BAföG-Statistüc des Statistischen Bundesamtes geben hier weiter- 
hin keinen Anlass zur Besorgnis. Nach Vorlage aller entscheidungser- 
heblichen Daten mit dem 17. Bericht nach § 35 BAföG Anfang des 
kommenden Jahres wird dann zu entscheiden sein, ob in Abwägung 
aller Entwicklungen eine Anpassung erforderlich und geboten er- 
scheint. 


63. Abgeordnete 

Undine 

Kurth 

(Quedlinburg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche finanziellen Mittel stellt die Europäi- 
sche Union im Rahmen des Europäischen Eor- 
schungsrahmenprogramms für die Entwick- 
lung und die Überprüfung alternativer Testme- 
thoden zur Verfügung, und welcher Anteil geht 
hiervon nach Deutschland? 


Antwort des Staatssekretärs Michael Thielen 
vom 26. Juli 2006 

Die Europäische Kommission stellt im 6. Eorschungsrahmenpro- 
gramm ein Mittelvolumen von ca. 44,9 Mio. Euro für die Entwicklung 
und die Überprüfung von alternativen Testmethoden zur Verfügung. 
Ein Volumen von ca. 3,9 Mio. Euro geht hiervon nach Deutschland. 
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64. Abgeordneter Verfolgt die Bundesregierung Pläne zu einer 

Jörg grundlegenden Reform des Bundesausbil- 

Rohde dungsförderungsgesetzes (BAföG) mit dem 

(FDP) Ziel, dass auch die bei ihren Eltern wohnenden 

Studierenden, deren Eltern aufgrund mangeln- 
der eigener Leistungsfähigkeit ihrer Unter- 
haltsverpflichtung nicht nachkommen können 
und daher den auf ihre studierenden Kinder 
entfallenden Wohnkostenanteil nicht selbst tra- 
gen können, künftig nicht auf die Gewährung 
von Leistungen nach § 22 Abs. 7 SGB II ange- 
wiesen sind, sondern den notwendigen Zu- 
schuss zur Unterkunft über das BAföG erhal- 
ten, und teilt die Bundesregierung die Auffas- 
sung, dass das Ziel der Vermeidung von Aus- 
bildungsabbrüchen (so der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales, Gerd Andres, am 23. Juni 
2006 in der schriftlichen Antwort auf Frage 4, 
Bundestagsdrucksache 16/2093) nicht durch 
die Kommunen über das SGB II, sondern 
durch eine Ausbildungsförderung aus einer 
Hand im Rahmen des BAföG durch den Bund 
sichergestellt werden sollte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Andreas Storm 
vom 26. Juli 2006 

Die Bundesregierung hält daran fest, dass das BAföG als Sozial- 
leistung in seiner jetzigen Struktur erhalten bleiben soll. Wie der Par- 
lamentarische Staatssekretär Gerd Andres in seiner Antwort vom 
23. Juni 2006 bereits erläutert hat, sind die Finanzierungslücken, die 
in den von Ihnen angesprochenen Fallkonstellationen bei den Unter- 
kunftskosten von Auszubildenden entstehen können, nicht ausbil- 
dungsbedingt, sondern sie resultieren in erster Linie daraus, dass die 
Eltern aufgrund mangelnder eigener Leistungsfähigkeit ihrer Unter- 
haltsverpflichtung nicht nachkommen können und die anteilig auf die 
unterhaltsberechtigten Kinder entfallenden Unterkunftskosten von 
den Kommunen in aller Regel den Eltern im Rahmen der Leistungen 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende nicht erstattet werden. 

Die Lösung ist daher nicht im Ausbildungsförderungsrecht, sondern 
im Zuge der Fortentwicklung des SGB II erfolgt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


65. Abgeordneter 

Dr. Karl 
Addicks 

(FDP) 


Welches entwicklungspolitische Gesamtkon- 
zept verfolgt das Bundesministerium für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) zur Unterstützung und Begleitung der 
Menschen im Kongo? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Kortmann 
vom 25. Juli 2006 

Die Bundesregierung hat Interesse an einer dauerhaften Friedensord- 
nung, einer nachhaltigen Armutsbekämpfung und einer Stabilisierung 
des Ökosystems in der Demokratischen Republik Kongo und der Re- 
gion der Großen Seen. Der Beitrag der Entwicklungszusammenarbeit 
zu diesen Zielen orientiert sich an den Bedürfnissen und Interessen 
der kongolesischen Bevölkerung. Die globalen Millenniumsentwick- 
lungsziele und die Paris-Deklaration (Paris Declaration on Aid Effecti- 
veness) stellen hierfür den Orientierungsrahmen dar. Eine dauerhafte 
Friedensordnung und der Wiederaufbau des Landes bedeuten größere 
politische, wirtschaftliche und soziale Stabilität und erleichtern auch 
den Schutz der umfangreichen Waldökosysteme. Sie können zu einer 
verantwortungsvolleren Nutzung der reichhaltigen Bodenschätze des 
Landes beitragen. 

Nach erfolgreich verlaufenen Wahlen wird die Demokratische Re- 
publik Kongo ihren für die Bundesregierung hohen politischen Stel- 
lenwert beibehalten. Wichtig für schnell einsetzende und nachhaltig 
wirkende Erfolge beim Aufbau des Landes ist ein mit allen Gebern 
abgestimmtes Vorgehen nach den Wahlen auf der Grundlage der 
Armutsbekämpfungsstrategie der Demokratischen Republik Kongo. 
Im Rahmen dieses Partnerdialogs wird die Bundesregierung in der 
Arbeitsteilung mit anderen Gebern ihr spezifisches entwicklungspoli- 
tisches Konzept herausarbeiten. 


66. Abgeordneter 

Dr. Karl 
Addicks 

(FDP) 


Welche entwicklungspolitischen Maßnahmen 
hat das BMZ getroffen, um die Lage im Kon- 
go vor und nach den Wahlen im Kongo zu be- 
gleiten, und welche entwicklungspolitischen 
Sofortmaßnahmen werden dabei ergriffen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Kortmann 
vom 25. Juli 2006 

Die Bundesrepublik Deutschland hat ihre bilaterale Entwicklungs- 
zusammenarbeit mit der Demokratischen Republik Kongo auch wäh- 
rend der Bürgerkriege der 1990er Jahre nicht völlig ausgesetzt. Der 
Schwerpunkt entwicklungspolitischer Maßnahmen liegt in der Stabili- 
sierung des Übergangsprozesses und der Reintegration von Ex-Kom- 
battanten, Kindersoldaten, Kriegsopfern und Vertriebenen. Außer- 
dem wurde und wird der Wahlprozess sowohl über den gemeinsam 
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von UNDP (Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen) verwal- 
teten Fonds als auch im Rahmen der bilateralen Technischen Zusam- 
menarbeit unterstützt. Darüber hinaus werden die seit vielen Jahren 
unterstützten Maßnahmen in der Gesundheitsversorgung und HIV-/ 
Aids-Bekämpfung, der Wasserver- und -entsorgung sowie zur För- 
derung der Wirtschaft und Zivilgesellschaft, vor allem im Osten des 
Fandes, fortgeführt. Fetztere wird seit Neuestem durch ein Mikrofi- 
nanzvorhaben für Klein- und Kleinstunternehmen ergänzt. Mit dem 
Instrument der entwicklungsorientierten Not- und Übergangshilfe 
wurden zudem Sofortmaßnahmen zur Ernährungssicherung und Nah- 
rungsmittelhilfe, der Reintegration von Kriegsopfern sowie der Reha- 
büitierung von Infrastruktur durchgeführt. 


Berlin, den 28. Juli 2006 
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